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Boten und Volkszählimg
Die bevorstehende deutsche Volkszählung hat die Führungdes polnischen Volkssplitters

in nicht geringe Aufregung versetzt. Bei dieser Volkszählu ng wird nämlich nicht
nur, wie es bei den früheren Volkszählungen der Fall war, nach der »Mutter-
sprache«, sondern auch nach der Volkszugehörigkeit gefragt werden. Die

Polenbundführungbefürchtet nun, daß diese Frage nach der Volkszugehörigkeitder erste
Schritt zur Aufstellung eines N a t i o n a l k a t a st e r s sein wird. Der Gedanke eines

Rationalkatasters aber ist von ihr stets entschieden abgelehnt worden. »Die Polen in

Deutschland können sich mit einem Nationalkataster nicht einverstanden erklären", hat es

in der Polenbundpresse geheißen. Ohne auf die Frage nach den praktischen volkspolitischen
Maßnahmen, die auf Grund einer Erfragung der Volkszngehörigkeitetwa ergriffen
werden können, einzugehen, ist es zweckmäßig,einmal nach den tieferen Gründen der

zunächst ein wenig merkwürdig anmutenden A n g st d e r P o l e n b u n d le u te v o r

der statistischen Feststellung der Volkszugehörigkeit und vor allem
vor einem Nationalkataster zu fragen.

Durch die früheren deutschen Volkszählungen ist, wie erwähnt, nur die »Mutter-
sprache" festgestelltworden. Die Erfahrung aber beweist, daß die ,,NI u t t e r sp r a ch e«
(namentlich in den Fällen, in denen von den Gezähltenzwei »Muttersprachen" angegeben
werden) kein unbedingt brauchbares Kriterium der tatsächlichen,
auf demBekenntnis des Einzelnen beruhenden Volkszugehörig-
keit ist. Es sei nur auf das lehrreichste Beispiel dieser Art, auf die Ma su ren, ver-

wiesen; bei allen Gelegenheiten, die ihnen geboten worden sind, bei der Volksabstimmung
von 1920 ebenso wie bei den Wahlen der Folgezeit, haben sich diejenigen Bewohner
Masurens, die einer slawischen Mundart als Haussprache bedienen und diese Mund-
art auch als ihre »Muttersprache« in die Zählbogen der Volkszählung eingesetzt haben,
vorbehaltloszur deutschen Kultur-, Staats- und Volksgcmein-
sch a ft b eka n nt, und alle Versuche der polnischen Propaganda, in ihren Reihen
Wurzeln zu fassen, sind immer wieder wirkungslos an diesem eindeutigen und beharr-
lichen Bekenntnis zur großen gesamtdeutschen Schicksalsgemeinschaftgescheitert. Von
Seiten der polnischen Propaganda ist gegen die Volksabstimmungvon 1920 u. a. geltend
gemacht worden, daß damals nicht unter der Parole: hier deutsches — dort polnisches
"Volkstum, sondern unter der Parole: hier deutscher Staat — dort polnischer Staat

abgestimmt worden sei, daß die Abstimmung also nur die Frage nach dem Staate,
aber nicht nach dem Volke, dem die Bewohner anzugehörenwünschen,gestellt worden sei.
Nun: Wenn das damals wirklich so gewesen wäre, dann hat die Bevölkerung Masurens
bei der nächsten Volkszählung Gelegenheit, die polnische Propagandathese durch die

Abgabe eines eindeutigen und offenen Bekenntnisses zum deutschen Volks-
tu m richtig zu stellen.

Nun aber werden die Ergebnisse der Muttersprachenzählung
von polnischer Seite dazu benutzt, um die Zahl der dem »polni-
nischen Volkstum«zugehörenden Bewohner Ostdeutschlands um

ein Vielfaches größer erscheinen zu lassen, als sie tatsächlich
ist. Von polnischer Seite wird es abgelehnt, das nationale Bekenntnis als das maß-
gebliche Kennzeichen der Volkszugehörigkeit zu bewerten. Vielmehr werden mit unver-
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gleichlicherGroßzügigkeitund Arroganz alle Personen, die des Polnisch-en, des Ober-

schlesischen,des IRasurischen und Kaschubischenals »Muttersprache« oder als Haussprache
bedienen, darüber hinaus aber auch noch alle Personen, die «P0lnischerAbstammung«
sind, und mitunter selbst diejenigen, die einen polnisch klingenden Familiennamen tragen,
von polnischer Seite als dem ,,polnischen Volkstum« zugehörig in Anspruch genommen-
Mit diesen ,,objektiven Merkmalen« wird von der polnischen Propaganda kräftig im

Trüben gesischt. Hunderttausende deutscher Menschen werden mit

Hilfe dieser beliebig dehnbaren und unkontrollierbaren Be-

griffe von der rührigen polnischen Propaganda für ein Volks-
tum ,,be«schlagnahmt«, mit dessen geschichtlichem Bewußtsein,
kultureller Eigenart und politischem Streben sie nicht das

g e r i n g st e v e r b i n d e t. Nur mit Hilfe solcher Begriffe ist es der politischen Propa-
ganda überhaupt möglichgewesen, zu der absurden Behauptung zu kommen, daß es im

Deutschen Reiche 1 Z oder gar 2 Millionen Polen gebe. Deutscherseits hat nun fest-
gestellt werden müssen, daß diese Behauptung von polnischer Seite nicht nur in Polen
selbst, sondern auch im Ausland mit deutlicher politischer Aggressivität
gegen den territorialen Bestand des Deutschen Reiches und mit

der fühlbaren Tendenz, das Deutsche Reich einer ,,brutalen
volksgruppenfeindlichen Haltung-« zu bezichtigen, vorgebracht
wir d. Es sind dies dieselben Methoden, mit denen Polen schon in Versa i l l e s dort,
wo keine Volksabstimmungen durchgeführtwurden, Erfolg gehabt hat.

Es ist unter Berücksichtigungdieser Tatsachen also nicht mehr und nicht weniger
als ein Akt berechtigter Notwehr, wenn es von deutscher-Seite
bei der kommenden Volkszählung unternommen wird, die tat-

sächliche Lage der nationalen Verhältnisse in den östlichen
Gebieten des Reiches festzustellen. Die tatsächlicheLage aber läßt
praktisch nur durch die Frage nach der auf dem freien Bekenntnis beruhenden Volks-

zugehörigkeitder Bewohner ermitteln. E s ist e i n e p o l i t i s ch e N o t w e n d i g -

keit, der Wirksamkeit der mit Millionenziffern jonglierenden
polnischen Propaganda einen Riegel vorzuschieben. Es ist leicht zu

verstehen, daß es für die Leiter des Polenbundes keine angenehme Aussicht ist, von dem

hohen Podest herabsteigen zu müssen, auf dem sie in der Rolle von Sprechern von

2 Millionen ,,Polen« gerieten, und sich mit der bescheideneren Rolle von Leitern eines weit

zerstreuten Splitters polnischen Volkstums begügen zu müssen. Aber letzten Endes haben
sie und ihre propagandistischen Helfershelfer in Polen die Maßnahmen, gegen die sie
jetzt wenden, selbst provoziert.

Es erscheint angebracht, der Behauptung vom Vorhandensein zweier Millionen

,,Polen« im Deutschen Reich e i n e R e i h e v o n T a t sa ch e n entgegenzustellen, d i e

einen wirklichkeitsnahen Maßstab für die zahlenmäßige Stärke

des polnischen Volkssplitters in Deutschland abgeben. DerBund
d e r P o l e n i n D e u t l a n d

,
der die Zentralorganisation des polnischen Volks-

splitters in Deutschland darstellt, kann etwa 25 000 Mitglieder ausweisen. Die p o l -

nisch e n Bo lksschulen in Deutschland werden von insgesamt knapp 1 500, die

b e i d e n p o l n i e n Gr) m n a s i e n in Beuthen und Marienwerder von zusammen
rund 300 Schülern besucht. An den polnischen Sprachkursen, die vor« allem

in Mittel- und Westdeutschland verbreitet sind, nehmen nach polnischen Angaben etwa

4 000 Jugendliche und Erwachsene teil. Von keiner der in Deutschland erscheinenden
polnischen Tageszeitungen wird eine Auflagenhöhe von mehr als 1000

erreicht. An polnischen G e n o s s e n sch a ft e n werden im Reiche 32 gezählt. Usf.
Es gibt keine Tatsache, mit denen sich die von der polnischen Propaganda verbreiteten

Millionenziffern auch nur im entferntesten rechtfertigen ließen. Die Erfragung der Volks-

zugehörigkeitbei der nächstenVolkszählung wird endgültigKlarheit darüber schaffen, für
wen u sprechen die Leiter des Bundes der Polen in Deutschland berufen sind und wie groß
der Kreisder Personen ist, dem das Polentum innerlich nähersteht als das Deutschtum.
Daß neben der Volkszugehörigkeitauch die ,,Muttersprache« wieder erfragt wird,
versteht sich von selbst. Obwohl die »Muttersprache«, wie gesagt, kein brauchbares
Kriterium der Volkszugehörigkeitist, bleibt es doch nützlichund interessant, zu erfahren,
wie sich in den östlichenGebieten des Deutschen Reiches der seit langem andauernde

Uebergang zum alleinige n Gebrauch der deutschen Sprache weiterentwickelt. Dr.K.
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Das Interesse am Auslandspolenium
Das Interesse der polnischen Oeffentlichkeit an der Förderung der auslandspolnischen

Volksgruppen ist während der letzten Jahre mit der zunehmenden Verselbständigungder

polnischen Außenpolitik allgemein fühlbar gewachsen. D i e L o s u n g d e r V e r -

bundenheit aller Polen über die staatlichen Grenzen hinweg hat
in allen Kreisen der polnischen Oeffentlichkeit tiefe Wurzeln geschlagen. Die Tätigkeit
der Organisationen, die die Förderung des Auslandspolentums zum Ziel gesetzthaben,
wie des Weltverbandes der Auslandspolen, der Gesellschaftzur Unterstützungder Polen

im Ausland, des Fonds des polnischen Auslandsschulwesens uam., findet in der Presse
aller Richtungen ein lebhaftes Echo. Wenn es« um das Polentum im Auslande geht,
treten alle Meinungsverschiedenheiten zurückUnd melden sich außer den politischen Organi-
sationen ebenso die Berufsverbände und halbmilitärischenFormationen wie die kulturellen

Vereinigungen und die Frauenverbände zum Wort. Die Sammlungen zugunsten des

Auslandspolentums pflegen, gemessen an der Armut breitester Bevölkerungsschichten,
beachtenswerte Erfolge zu haben. Die Propaganda des Westverbandes und der See- und

Kolonialliga, bei welcher, nebenbei bemerkt, die Mitgliedschaft für Staats- und Kommu-
nalbeamte obligatorisch ist, nimmt in immer stärkeremMaße der Fragen der aus-

landspolnischen Volksgruppen an. Die Literatur über das Auslandspolentum hat
einen angesehenen Platz in der literarischen Produktion Polens gesichert. Und in der Arbeit
der politisch-wissenschaftlichen Kampfinstitute, des SchlesischenInstitutes in Kattowitz und

des Baltischen Institutes in Gdingen, gehören die volkspolitischen Fragen des reichs-
deutschen Ostens zu den meist behandelten Themen.

E s w i r d
, wie das vor kurzem ein polnisches Blatt festgestellt hat, in

Polen ein wahrer Kult mit den Auslandspolen getrieben.
Dabei ist bemerkenswert, daß man die enge Verbindung zwischen
den auslandspolnischen Gruppen und den polnischen Staats-

stelle n keineswegs als unerlaubt, sondern als selbstverständlichbetrachtet, was

allein schon durch die Organisation und Arbeitsmethode des «Weltverbandes der

Auslandspolen, der seinen Sitz in Warschau hat, unter Beweis gestellt wird.

Das Entscheidende aber ist, daß der Jnlandspole den Gedanken der

überstaatlichen Volksgemeinschaft weniger mit dem Verstande,
als mit dem Gefühl und dem Willen erfaßt, daß er das Schicksal
seiner Volksgenossen im Ausland persönlicher miterlebt und

politischer bewertet, als das zumeist beim Deutschen der Fall zu

sein pflegt. Daraus erklärt es sich auch, daß etwa das Schicksal einer auslands-

polnischen Schule, also ein an vielleicht wenig bedeutsamer Einzelfall, ausreicht, um

die polnische Oeffentlichkeit in oft wochenlanger leidenschaftlicherErregung zu halten. Es

liegt auf der Hand, daß ein solches ebenso leicht erregbares wie ausdauerndes politisches
Temperament der polnischen Regierung einen gewissenAuftrieb bei der Verfolgung volks-

politischer Interessen im Ausland zu verleihen vermag.

Die weitaus größte unter allen auslandspolnischen Gruppen ist, mit angeblich
4 INillionen Seelen, diejenige in den Vereinigten Staaten. Mit dem weitaus größten
Interesse aber wird von der polnischen Oeffentlichkeit der p o l n i s ch e V o l ks -

sp l it te r im Deutschen Reiche bedacht. Welch übertriebene Angaben von Seiten

der polnischen Propaganda über die zahlenmäßigeStärke dieses Splitters verbreitet

werden, ist zur Genüge bekannt. Es ist aber zum Verständnis der Vorstellungen, die

auf polnischer Seite mit dieser Gruppe verbinden, notwendig, daran zu erinnern, daß man

dort, wenn man von den Polen in Deutschland spricht, w e n i g e r d i e g e g e n w ä r -

tigen Verhältnisse, als die zukünftigen JNöglichkeiten bedenkt.

Smogorzewski hat in der »Gazeta Polskc1" das Polentum in Deutschland einmal mit

einem J u n g w a l d
, »der zu einem stattlichen Wald heranwachsen kann, wenns ihn nicht

die Menschen oder die Naturgewalten vernichten«,und das Deutschtum in Polen mit einem

sehr stark gelichteten Hoch w a l d verglichen, »der nur noch bei sehr sorgfältiger Pflege
längere Zeit hindurch zu bestehen vermag.« Dieser Vergleich ist bezeichnend. Und er

erklärt, da er die in Polen herrschende Vorstellung widergibt, den w aghalsigen
Optimismus,mit dem man in Polen dievolkspolitischen Probleme
des reichsdeutschen Ostens betrachtet. dieser Optimismus keine realen
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Grundlagen hat, darf jedochnicht dazu verleiten, daß man auf deutscher Seite unterläßt,ihn
als eine politische Tatsache in Rechnung zu setzen. Man g l a u b t in Polen an die

Möglichkeit einer allmählichenPolonisierung, oder, wie man sich ausdrückt,·Nepolo-
n i s i e r u n g der Bevölkerung weiter Gebietsteile des reichsdeutschen Ostens. Man

glaubt, wie das vor kurzem im Warschauer »ABC« geschehen ist, ,,leichte Anzeichen
einer Wiedergeburt des Polentums« in diesen Gebieten feststellen zu können, obwohl die

These von deren ,,ethnographisch polnischem Charakter« auf einer völligen Ver-

kennung der völkischen Substanz der ostdeutschen Bevölkerung aufgebaut
ist. Verstärkt wird dieser Glaube durch die Beobachtung der bevölkerungspolitischen
Entwicklungstendenzen im deutsch-polnischen Grenzraum. Man ver-

gleicht die für die Erhaltung des Bevölkerungsstandesimmer noch unzureichende Ge-

burtenzifser des deutschenVolkes mit der biologischenUeberlegenheit des polnischen Volkes;
und man verweist auf die immer noch anhaltende Abwanderung in die mittel- und west-
deutschen Gebiete, durch die der Geburtenüberschußaus den ostdeutschen Grenzgebieten
abgesaugt wird. Man übersieht dabei auf polnischer Seite die Tatsache, daß die

biologische Spannung zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk, auf die man

so große Hoffnungen setzt, infolge des Ansteigens der deutschen und des Absinkens der

polnischen Geburtenzifser erlahmt, zumal sich die Kraft der natürlichen Bevölkerungs-
bewegung in Polen zum nicht geringen Teil auf die hohe Geburtenzifser der n ich t-

polnischen Volksgruppen Qstpolens zurückführenläßt.
Der Kampf um »die polnischen Gebiete, die heute unter deutscher Herr-

schaft stehen (!)«, hat es im »ABC« kürzlich geheißen, sei in hohem Maße ein

bevölkerungspolitischerKampf. Wenn Polen die Aufrechterhaltung seines bevölkerungs-
politischen Uebergewichtes über Deutschland gelinge, dann könne man damit rechnen, daß
es eines Tages möglich sein werde, »dieses Uebergcwicht aus dem Gebiet
der Theorie auf das Gebiet der politischen Praxis zu übertragen.«
Der Gedanke an »die politische Praxis« steht hinter allen

Ueberlegungen, die von polnischer Seite über die auslands-

polnischen Volksgruppen, in erster Linie über diejenige im

Deutschen Reiche angestellt werden. Der polnische Volkssplitter in Deutsch-
land ist für die polnische Oeffentlichkeit nicht ein Gegenstand mitleidvoller

Betreuung, sondern eine ausgesprochen politische Frage, mit

der sich oft ausdrücklich, zum mindesten aber unausgesprochen te r r i to r i a le

F o r d e r u n g e n verbinden. Damit hat sichder Kreis der Betrachtung geschlossen: Das

wachsende Interesse der polnischen Oeffentlichkeit an den auslandspolnischen Fragen nimmt

seinen Ausgang von dem Interesse an den durch Versailles unbefriedigt gebliebenen, über-
spannten Gebietsforderungen der Polen. Und das wachsende Interesse an auslands-

polnischen Fragen ist es wiederum, das eine Verstärkungund Neubelebung dieser Ver-

sailler Gebietsforderungen bewirkt-

Familietmamen und Bockszugehörigkeii
Die litauische Propaganda hat den offensichtlichenMißerfolg, den ihr im Jahre 1935

die Wahlen zum Memellandtag gebracht haben, dem Ausland gegenüber dadurch zu ver-

tuschen versucht, daß sie der Nlehrheit der Abgeordneten, die auf der deutschen Einheits-
liste gewählt worden sind, unter Hinweis auf ihre wirklich oder angeblich litauisch klin-

genden Familiennamen die Zugehörigkeit zum deutschen Volkstum bestritten hat.- Jn

diese Kerbe hat vor einiger Zeit auch der ,,Baltische Beob achter«, das deutsch-
sprachige von den litauischen Amtsstellen ausgehaltene Propagandaorgan in Memel,
gehauen. Jn einer Polemik gegen den deutschen Abgeordneten T e n n i g k e it hat dieses
Blatt u. a. behauptet, daß 14 von den 24 Abgeordneten der Einheitsliste ,,aller
Wahrscheinlichkeit nach litauischen Familien entstammen und folglich keine deutschen Ab-

geordneten . . · sein können.« Diesem litauischen Versuch, die Frage nach der Volks-

zugehörigkeitauf ein falsches Gleis zu schieben, muß dreierlei entgegengehalten werden:
i. Es kommt nicht darauf an, was einer scheint, sondern darauf, was einer ist, d· h. nicht
darauf, wie einer heißt, sondern darauf, wozu sich einer bekennt. 2. Es ist eine geschichtlich
erwiesene Tatsache, daß in früherer Zeit zahllose deutsche Familiennamen teils mit, teils
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ohne Zutun ihrer Träger litauisiert worden sind, bald dadurch, daß ihr Name einfach ins

Litauische übersetztworden ist, bald dadurch, daß der deutsche Name dem litauischen
Sprachgebrauch durch Zufügung einer litauischen Endung oder sonstwie angepaßt worden

ist, oder auch dadurch, daß dem Träger eines deutschen Namens ein aus den

Umständenergebender litauischer Bei- oder Spottname zugelegt worden ist. Z. Wenn

die These der Litauer richtig wäre, daß der Familienname maßgebendfür die Volkszuge-
hörigkeitist, dann müßte das litauische Volk auf viele seiner führendenMänner verzichten,
da diese polnische, russische oder deutsche Namen tragen.

Zum ersten Punkte ist folgendes zu sagen: Die litauische Seite muß ebenso auf die

Träger litauischer Namen, die zum Deutschtum bekennen, verzichten, wie die deutsche
Seite gern auf Leute verzichtet, die trotz ihrer deutschen Namen und trotz ihrer deutschen
Herkunft durch ihr politisches Handeln ihre bekenntnismäßigeZugehörigkeitzum Litauer-
tum kundgetan haben. Uebrigens ist auch von litauischer Seite bei anderer Gelegenheit
nicht der Name und nicht die Abstammung, auch nicht sonst irgendein »objektivesMerk-

mal«, sondern das persönlicheBekenntnis als das allein ausschlaggebende Element der

Volkszugehörigkeitanerkannt worden. Es sei in diesem Zusammenhang noch einmal an

die Rede des litauischen Staatspräsidenten Smetona vom 5. Januar d. J. erinnert,
in der es u. a. geheißenhat: ,,. . . Der Typ des alten Polenlitauers, den der verstorbene
Marschall Pilsudski darstellte, welcher bekanntlich rühmte, nicht polnischer, sondern
litauischer Abstammung zu sein, ist zum Aussterben verurteilt. Heute ist die Zeit
gekommen, sich so odek so zu entscheiden.« Der Staatspräsident hat
weiter versichert, daß Litauen ,,niemanden mit Gewalt zwingt, Litauer zu werden«, sondern
jedem die Freiheit läßt, ,,selbst zu entscheiden, was er sein will.« Es ist
daher auch ganz in Ordnung, wenn auch im MemelgebietMenschen, die einen wirklich
oder angeblich litauischen Namen tragen, für das Deutschtum entscheiden, dem sie
innerlich verbunden fühlen.

Zum zweitenNJIzJunktsoll folgendes festgestellt werden: Auch unter den deutschen Ab-

geordneten des emellandtages, die vorn ,,Baltischen Beobachter« wegen ihrer litauisch
klingenden Familiennamen als ,,Litauer« hingestellt werden, befinden einige, deren

ursprünglich deutsche Familiennamen offensichtlich litauisiert
worden sind. Das ist besonders deutlich bei dern Namen des Abgeordneten Dietschmons,
der aus Deutschmann dem litauischen Sprachgebrauch angepaßt worden ist. Das

gilt auch für den Abgeordneten T y d e cks, in dessen Namen noch deutlich die ursprüng-
liche, deutsche Form Tiedke durchscheint· Der Name des Abgeordneten Pranaitis
geht auf die litauisierte Form für Franz, Pranas, zurück. Weiter befinden
unter den angeblich ,,litauischen«Abgeordneten der deutschen Einheitsliste mehrere, deren
Namen sich nicht aus der litauischen Sprache ableiten lassen, sondern offenbar a uf a l t -

preußische Wortstämme zurückgeführt werden müssen. So leitet der
Name des Abgeordneten Gailius vom altpreußischengailis (= weiß), nicht aber aus

einem litauischen Wortstamme ab. Ebenso wird man bei der Erklärung der Namen der

Abgeordneten T e n n i g k e it und K y b r a n cas nicht auf litauische, sondern auf alt-

preußischeWortstämme zurückgehenmüssen. Wie der »Baltische Beobachter« schließlich
einen Namen wie den des Abgeordneten Schmidt als litauisch bezeichnen kann, muß-
vollends unerklärlich erscheinen.

Zum dritten Punkt seien folgende Bemerkungen gemacht: Wenn man der litau-

ischen These folgen und den Familiennamen als maßgebend für die Volkszugehörikeit
ansehen wollte, könnte man dem litauischen Volk einen beträchtlichenTeil seiner politisch,
kulturell und wirtschaftlich führenden Schichten »wegoperieren.« Aus der endlosen Reihe
der nichtlitauischen Familiennarnen, die überzeugteLitauer zu Trägern haben, sollen nur

einige wenige, aber bezeichnende Beispiele angeführt werden. Der ehemalige litauische
Staatspräsident Stulginskas hat früher Stulginski geheißen. Der ehemalige
litauische MinisterpräsidentG a l v a n a U s k a s hat früher auf die polnische Ursprungs-
form dieses Namens gehört. Der Erwecker des litauischenSchrifttums B asanoviriu s hat
den polnischen Namen Basanowirz getragen. Der litauische General Adamkevirius

hat auf seinen alten polnischen Namen Adamkewirzverzichtet. Oder andere Beispiele, die
die Litauisierung deutscher Familiennamen beweisen: Der litauische Justizminister, einer der

fanatischsten Deutschenhasser, heißt von Hause aus Schilling, nennt aber Silingas.
Der Generalstaatsanwalt beim Kauener Kriegsgericht nennt sich Wimeris und hat
früher, als Abkömmlingeiner aus dem Salzburgischen stammenden deutschen Familie,
Wiemer geheißen. Der litauische Fliegeroffizier Heidrikas verbirgt Unter dieser
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litauisierten Form seinen guten deutschen Namen Heydrich. Ein Vorstandsmitglied des

Litauischen Aeroklubs heißt K ryge ris, früher hat der Mann Krüger geheißen. Der

ehemalige Gouverneur des Memelgebietes und jetzige Oberbürgermeister von Kauen hat
seinen deutschen Namen Merk in M e r k y s verwandelt. Den litauischen Kriegskomman-
danken des Memelgebietes Lio rmonas kann man daran erinnern, daß er eigentlich
Lörmann heißt. Ein höherer litauischer Postbeamter in Memel hat es für zweckmäßig
gehalten, seinem deutschen Namen Lisia nder die litauische Endung ,,is« anzuhängen
Einer seiner Kollegen hat sich aus einem Lauter in einen La u t eris verwandelt. Auch
der ehemalige Diktator Litauens hat ursprünglich nicht Woldemaras, sondern
schlicht und einfach Waldemar geheißen. Vor dem schon erwähnten Merkys hat auf dem

Posten eines Oberbürgermeistersvon Kauen ein Mann namens G r a u r o g kas ge-
.sessen, in welchem Namen man sehr leicht noch einen verschandelten Graurork wieder-

erkennt. Ebenso kann man den obersten Veterinärarzt von Kauen Sikeris daran

erinnern, daß der von seinen Eltern ererbte Name Schicker gelautet hat. Dem Ministerial-
rat Vokietaitis in Kauen kann man die berechtigte Frage vorlegen, ob sein Name,
der nichts anderes als »der Deutsche« bedeutet, nicht etwa doch etwas mit der Volks-

zugehörigkeitseiner Voreltern zu tun gehabt hat. Und der Nektor der Universität Kauen,
der auf den Namen N ö m e r i s hört, muß zugeben, daß das ,,is" an seinem Namen eine

spätere Zutat darstellt. Daß die Leute, die als die -Vorkämpfer eines memelländischen
Litauertums ausspielen, gleichfalls ihre unsprünglich deutschen Namen durch die An-

hängung fremder Endsilben getarnt haben, wie B o r ch e rt (—as), L aser (—is) und

manche andere, wirft auf die psychologischenUntergründeder »litauischen«Bewegung im

deutschen Memelgebiet ein Licht, das viel zu denken gibt.
Diese Leute mit den litauisierten Namen sind es dann in der Hauptsache auch, denen

besonders viel daran liegt, daß die Namenslitauisierung auch im Memelgebiet in großem
Stil durchgeführtwird. Es ist im Jahre 1935 gewesen, da hat das statutwidrige
Direktorium Bruvelaitis dem Statistischen Amt in Memel den Auftrag erteilt, die not-

wendigen Vorbereitungen für die Litauisierung der Orts- und

Familiennamen des Memelgebietes in die Wege zu leiten. Wohin eine

solche Aktion, wenn sie tatsächlich in Angriff genommen wird, führen kann, kann man

sich denken, wenn man sich z. B. vergegenwärtigt, daß der vor einigen Jahren verstorbene
litauische Schriftsteller B r o nzis , der sich um die. ,,Erforschung des litauischen Namens-

gutes verdient gemacht« hat, u· a.«die Behauptung aufgestellt hat, daß Köln von lit.
kelws (= Hose), C a l a i s von lit. kali (= Hündin), B a b el von lit. boba (= Weib)
herstammen und daß die S ch w e d e n ihren Volksnamen von lit. zuvi seda (= Fischfresser)
und die N o r w e g e r den ihren von lit. noreta vogti (= Jdeendiebe) herleiten.

Bom deutschenBockskampf in Polen
Deutsche Jnterpellation zum Grenzzonengesetz

Senator Wiesner hat im Warschauer Senat eine Jnterpellation an

d e n p o l n i s ch e n J n n e n m i n i st e r eingebracht, in der er auf die unhaltbaren
Verhältnisse hinweist, die aus der Verordnung über die Staatsgrenzen
vom 23. Dezember 1936 für die Kreditgewährungauf Grund von dinglichen Sicherheiten
an Personen ergeben, deren Grundstückein der Grenzzone liegen. Es muß vorweg bemerkt

werden, daß dieseJnterpellation nur eine der vielen wirtschaftlichen Behinderungen behandelt,
die für die im Bereich der Grenzzone iedelnden Deutschen der Westwojewodschaften
Polens ergeben. Die Jnterpellation geht von der Feststellung aus, daß nach Artikel 12

Abs.8 der genannten Verordnung die Belastung von in der Grenzzone
gelegenen Grundstücken mit Geldverpflichtungen zugunsten von Aus-

lä n d e r n , ausländischen Nechtspersonen und von inländischenNechtspersonen, deren

Vorständen oder Aufsichtsorganen Ausländer angehören,oder bei denen auch nur ein Teil

der Anteile oder Aktien Ausländern gehört, d e r G e n e h m i g un g d e s z u st ä n -

d i g e n W o e w o d e n b e d a r Die Jnterpellation stellt dann u. a. folgendes fest:
Es wird den meisten Banken und Genossenschaften verhältnismäßig leicht sein, die

Staatsangehörigkeit deeritglieder ihrer Vorstände und Aufsichtsräte nach-
zuweisen und nötigenfalls Ausländer durch Jnländer zu ersetzen. Aber es ergebensich

ungeheure Schwierigkeiten bei dem Nachweis der polnischen Staatsbürgersrhaft der
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IN a sse d e r G e n o s e n u n d A k t i o n ä r e dieser Kreditinstitute. Nach der Fassung
des betreffenden Artikels sind die Kreditinstitute, die in der Grenzzone gelegene Grundstücke
beleihen wollen, auch dann zur Einholung der Genehmigung des Woje-
woden verpflichtet, wenn auch nur ein einziger Genosse oder
Aktionär unter vielen Hunderten nicht die polnische oder

Danziger Staatsangehörigkeit besitzt. Dieser Nachweis aber ist gerade
bei größeren Kreditinstituten mit Umständen und Unkosten verknüpft, die in gar keinem

Verhältnis zu der geringen Zahl der Ausländer stehen, die eventuell ihre INitglieder sind,
und die wegen ihrer geringen Zahl nicht den geringsten Einfluß auf die Kreditpolitik dieser
Institute ausüben können. Die Nachprüfung der Staatsangehörigkeit der Genossen »und
Aktionäre wird aber vollends zu einer Schraube ohne Ende, wenn, wie so häufig, wiederum

Nechtspersonen Mitglieder der betreffenden Institute sind und dann diese Rechtspersonen
auch noch die Staatsangehörigkeirsnachweisefür ihre Vorstände, Aufsichtsorgane und

Mitglieder zu erbringen haben. Weitere Schwierigkeiten ergeben daraus, daß die

meisten Aktienbanken nicht Namensaktien, sondern auf den Inhaber lautende Aktien

herausgegeben haben. Es ist diesen Banken p r a k t i u n m ö g lich , n a ch z u -

weisen, in welchem Umfange die auf den Inhaber laufenden
Aktien in den Händen von Ausländern befinden-

All das, so stellt die Jnterpellation schließlich fest, ist d,en Behörden seit
langem bekannt. Sie haben bisher aber noch nicht die geringsten Anstalten
getroffen, die Schwierigkeiten und Unklarheiten aus dem Wege zu räumen, so daß die

interessierten Kreditinstitute und ihre Kunden oft schon seit Monaten vergebens auf die

Erledigung der bei den Wojewoden eingereichten Anträge warten. Die Folge davon ist,
daß ein Teil der in der Grenzzone gelegenen Kreditintstitute unter einer unnatürlichen und

unwirtschaftlichen Geldflüssigkeitleidet, daß e d e J n v e st i t i o n s t ä t i g k e i t , die

einen Teil des erforderlichen Kapitals durch Beleihung von Grundstückenbeschaffen möchte,
lahmgelegt wird, und daß weiter Erbauseinandersetzungen, Kauf-
verträge und sonstige Verträge, deren Durchführung von der Beleihungs-
möglichkeit von Grundstücken durch Kreditinstitute abhängig ist, se i t v i e l e n

Mo n a te n u n m ö g lich g e w o r d e n sind· Es läßt leicht ermessen, wie die in

der Jnterpellation angedeuteten Verhältnisse vor allem d e n K r e di t instit u te n d e r

deutschen Bolksgruppe die Kreditgewährung erschweren und

den grundbesitzenden Teil der deutschen Volksgruppe an der

K r e d i t a u f n a h m e b e h i n d e r n. Die Grenzzonenverordnung stellt also auch in

dieser Beziehung eine schwere Gefährdung des wirtschaftlichen Bestandes der deutschen
Volksgruppe dar, zumal diese zum weitaus größten Teil innerhalb der Grenzzone
ansässig ist.

Jm Kampf um die deutsche Schule

Aehnlich wie die Deutschen verschiedener Kolonien Wolhyniens kä m p f e n a u ch d i e

deutschen Kolonisten von Sofiowka in Polesien seit langem um

ihre deutsche Schule einen verzweifelten Kampf. Vor Jahren haben
die Sofiowker Deutschen ein neues Gebäude für ihre private Volksschule errichtet. Die

behördlicheBaukommission hat das Gebäude als gut und geeignet bezeichnet. Trotzdem
steht das Haus seit zwei Jahren leer. Denn die zuständigeSchulbehörde verweigert aus

kleinlichen Gründen die Eröffnung der Schule. Dem von den Kolonistenvorgeschlagenen
deutschen Lehrer hat man die Bestätigung im Lehramt versagt. INan hat
in der Kolonie eine Staatsschule mit polnischer Unterrichtssprache
errichtet, einen polonisierten Deutschen als Lehrer nach Sofiowka geschicktund angekündigt,
daß man diese polnische Schule unter allen Umständen, notfalls auch mit zwei oder drei

Kindern, durchhalten werde. Die Deutschen von Sofiowka aber haben ihre Kinder nach
einer mehr als 200 Kilometer weit entfernten deutschen Kolonie Wolhyniens in eine

deutsche Schule geschickt. Daraufhin hat man die deutschen Eltern mit Verdächti-
gungen und Verleumdungen, mit Prozessen, Einbrüchen und
Ueb erfä llen gefügig zu machen versucht. Man hat ihnen schließlichauch ihr
Deutschtum bestritten, sie als ,,holendry«,die nicht deutsch, sondern holländisch sprechen,
hinzustellen und ihnen auf diese Weise die sachliche Berechtigung zum Unterhalt einer

deutschen Schule abzustreiten versucht, und das, obwohl die Kolonisten seit -l25 Jahren
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unverbrüchlichan ihrer deutschen Muttersprache festhalten und ebenso lange eine evange-
lische Kantoratsschule mit deutscher Unterrichtssprache besessen haben!

Auch in Neutomischel im Posenschen steht das Deutschtum in einem bitteren

Kampf um seine Schule. Auch dort gibt es ein neues deutsches Schulgebäude,
das aber nicht benutzt werden darf, da die zuständige polnische Behörde
behauptet, daß das Gebäude den baupolizeilichen Anforderungen nicht genüge. Mehrere
U m b a u p l ä n e , die der Deutsche Schulverein, um die angeblichen Mängel abzustellen,
eingereicht hat, sind von der Behörde abgelehnt worden. Zugleich hat man dem

Deutschen Schulverein die bisher von ihm gemieteten Näume entzogen, Den Eltern hat
man die Aufforderung zugehen lassen, ihre Kinder in die deutschsprachige Abteilung der

öffentlichenSchule, an der ausschließlichnationalpolnische Kräfte unterrichten, zu schicken.
Die Eltern von 70 Kindern haben geweigert, dieser Aufforderung Folge zu leisten.
Man hat sie darauf zu Geldstrafen verurteilt (für jeden versäumten
Schultag 2 Zloty, im ganzen 2 6 0 0 Z l oty!), und um ihnen die Hoffnung auf
einen Erfolg ihres Widerstandes zu nehmen, hat man am 2 9. Jan u ar die Neu-

tomischler deutsche Schule vollends geschlossen, obwohl kurze Zeit
vorher jenseits der Grenze von den. deutschen Behörden die Genehmigung zur Eröff-
nung eines polnischen Kindergartens in Posenbrück erteilt
worden war.

Einen neuen schweren Schlag haben die polnischen Behörden gegen die öffentliche
Schule mit deutscher Unterrichtssprache in F r i e d e n s h ü t t e (Ostoberschlesien) geführt.
Nachdem vor längererZeit bereits der deutsche Lehrer Schmidt von der Schule entfernt
worden war, hat Ende Januar auch die letzte deutschstämmige Lehr-
kraft dieser Anstalt, Lehrer Brandys, auf Anweisung aus Warschau
se i n e E n t l a s s u n g e r h a l t e n. Der Unterricht an der deutschen Abteilung der

Friedenshütter Schule, auch der deutsche Sprach- und der Neligionsunterricht, ist an

nationalpolnische Lehrkräfteübergegangen. Von einem Teil der deutschen Eltern ist dieses
Vorgehen der polnischen Behörden bereits vor einiger Zeit mit der Ummeldung ihrer
Kinder in die deutsche Privatschule in Antonienhütte beantwortet worden. — Auch die

öffentlicheSchule mit deutscher Unterrichtssprache in Sie m i a n o w i tz hat eine deutsche
Lehrkraft verloren. M i t W i r k u n g v o m 1. F e b r u a r hat das Wojewodschaftsamt
der Lehrerin Mitz, die an der Siemianowitzer Schule seit deren Bestehen tätig
gewesen ist, ,,bis auf weiteres« die Ausübung ihrer Lehrtätigkeit
u n t e r s a g t.

,,Eine Frasse Vergewaltigung der Kirche«

Seit der Absetzungund Ausweisung verschiedenerdeutscher Geistlicher ist d as k i r ch -

liche Leben der Unierten Evangelischen Kirche Ostoberschlesiens
in wachsende Verwirrung geraten. Die Schuld tragen die den Gemeinden

aufgezwungenenneuen Geistlichen, die entweder Nenegaten oder Nationalpolen und durch-
weg Angehörigeder Evangelischen Kirche Augsburgischen Bekenntnisses sind. Einige neue

Beispiele können den bereits schon früher angeführten(,,Ostland« Nr. 3s1938, Seite 50)
zugefügtwerden. Jn einer Filialgemeinde wie F r i e d r i ch s h ü t t e ,

die früher vierzehn-
tägig von Tarnowitz aus mit Predigtgottesdiensten bedient wurde, ist zwei Monate lang
kein G o t te s d i e n st veranstaltet worden. Jn T a r n o w i tz selbst sind die früher
regelmäßigabgehaltenen Kindergottesdienste eingestellt worden. Jn der

FilialgemeindeT ich au hat der neue polnische Geistliche von Nikolai, der diese Filiale
mit zu versorgen hat und — nebenbei bemerkt — der deutschen Sprache unkundig ist, mit

Hilfeder Polizei in den Besitz des S ch l ü s s e l s d es B e t h a u s es gesetzt und dadurch
der Gemeinde dessen Benutzung unmöglichgemacht. Den deutschen Organisten, der ihm
erklärte, daß für ihn nur die Anweisungen des Gemeindekirchenrates maßgebendseien, hat
er entlassen. Für die Teilnahme an dem ersten Gottesdienst, den der neue polnische Geist-
liche der K a t to w i tz e r K i r ch e n g e m e i n d e gehalten hat, hat bezeichnenderweise
nicht nur das evangelisch-polnischeKirchenblatt, sondern auch d i e k a t h o l i s ch - k l e r i -

ka l e »P o l o n i a« Propaganda gemacht, so daß dieser evangelischeGottesdienst (natür-
lich nicht aus konfessionellemInteresse) auch von polnischen Katholiken besucht worden ist.
Der neue polnische Geistliche von Ruptau im Kreise lNybnik hat der rein deut chen
Gemeinde gedroht, daß er mit einem ,,eisernen Besen« aufräumen werde. Da die

Gemeinde die von einem solchen Seelsorger angesetzten Gottesdienste nicht besucht, versteht
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sich von selbst. Den Rendanten der Ruptauer Kirchengemeindehat ein Beauftragter des

VorläufigenKirchenrates unter Zuziehung eines Polizeibeamten und Androhung von

Repressalien zur Auslieferung sämtlicher Kassensachen, Bücher und

Schlüssel gezwungen. Ein ähnlicher Fall hat sich in Schoppinitz abgespielt,
wo zwei polnische Beamte unter Vorweisung einer schriftlichen Order des Wojewoden
Grazynski eine Ueberprüfungdes evangelischen "Pfarramtes vornehmen wollten. Am
8. Februar hat der Geistliche der Gemeinde Lipine, Pfarrer Scholz, den Ausweisungs-
befehl erhalten. Pfarrer Schol ist der letzte reichsdeutscheGeistliche Ostoberschlefiens
gewesen. Er hat das polnische Staatsgebietbis zum 28. Februar zu verlassen.

Jn diesem Zusammenhangeverdient das Urteil Beachtung, das in dem großenSammel-

nwerk ,,E k k l esia«, einer Sammlung von Lageberichtenüber die Verhältnisse der christ-
lichen Kirchen der Welt, über die Kirchenpolitik des Wojewoden Grazynski gefällt worden

ist. Der Verfasser, D. S i e g m u n d - S ch u l tz e , bezeichnetdie Behandlung der Unierten

Evangelischen Kirche Ostoberschlefiens als ,,eine krasse Vergewaltigung der Kirche", »ja
als den krassesten Fall der Vergewaltigung einer protestanti-
schen Kirche durch einen Staat, der überhaupt in dieser an

krassen Fällen nicht armen Zeit vorgekommen ist." Es heißt dann
u.a. über das Gesetz, das die Unierte Evangelische Kirche der Gewalt des polnischen
Staates ausgeliefert hat: »Die B r u ta li tät d e s G e se tz e s geht so weit, daß es

die Ernennung des Landeskirchenrates praktisch in die-Hände des — selbstverständlich
katholischen — Wojewoden legt, das Recht der Pfarrerwahlen den Gemeinden nimmt und
die provisorische Besetzung aller Aemter dem neuen Kirchenrat in Verbindunug mit dem

Wojewoden überträgt.« Das Verhalten der evangelischenPolen, die aus den Händen des

Wojewoden kirchliche Aemter annehmen, wird als »ein offensichtlicher Verrat an der

evangelischen Sache« bezeichnet. Dieses Urteil ist scharf, aber gerecht. Es muß nur noch
hinzugefügtwerden, daß der Kampf des polnischen Staates gegen die evangelischen Kirchen
nicht allein und nicht in erster Linie der im polnischen Volke immer lebendigen Unduld-

samkeit gegen nichtkatholische Konfessionen entspringt, sondern daß den wesentlichsten
Anlaß zu diesem Kirchenkampfe die Tatsache bildet, daß die evangelischen Kirchen Polens
in der ganz überwiegendenMehrzahl ihrer Mitglieder deutsche Gemeinschaften sind,
die zerstört werden sollen.

18 Jahre Hulischiner Ländchen
Am 4. Februar 1920 rückte tschechischesMilitär in das Hultschiner
Ländchen ein.

Jn allen östlichen Gebieten, die durch Versailles vom Deutschen Reiche losgetrennt
wurden, ließ die Bevölkerung, soweit sie nach ihrer Meinung gefragt
wurde, in weit überwiegenderMehrheit-ihren Willen erkennen, mit dem deutschen Mutter-
lande verbunden zu bleiben. So war es in Masuren und im westpreußischen
Abstimmungsgebiet, wo im Juli 1920 97,9 v.H. bezw. 92,4 v.H. für
Deutschland erklärten. So war es auch in Ob ersch l esie n , wo im März 1921 trotz
blutigen polnischen Terrors und französischerHeimtürke60 v. der Bevölkerung ihr
Bekenntnis zu Deutschland ablegten. Jn den meisten der übrigen, ohne offizielle Ab-

stimmung vom Reiche abgetrennten Gebiete brachte die Bevölkerung auf andere Weise
durch freiwillige Abstimmung, durch Unterschriftensammlungusw., ihr nationalpolitisches
Bekenntnis zum Ausdruck. Jm M e m elg e b i et ergab z. B. eine im Jahre 1921, alfo
zur Zeit der französischenBesetzung veranstaltete Elternbefragung, daß die Eltern von

nicht weniger als 97,9 v. der Volksschüler für ihre Kinder nicht litauischen, sondern
deutschsprachigenLese-und Schreibunterricht wünschten. Für die vom Reiche abgetrennten
Teile der Provinz Westpreußen kann das Ergebnis der Wahlen zur National-

versammlung im Jahre 1919 zur Kennzeichnung der nationalpolitischen Gesinnung der

Bevölkerungangeführt werden; da die polnische Seite, die damals (auch im kaschubischen

Gebietngz
der deutschen Seite an politischer Aktivität und Geschlossenheit weit überlegen

war, ahlenthaltung proklamiert hatte, können unter Berücksichtigungder notorischen
Nichtwähler die 55 v· der Wahlberechtigten, die ihre Stimme auf die Listen der
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deutschen Parteien abgaben, als die DRindestzahlderer angesehen werden, die im Falle
einer offiziellen Volksabstimmung für Deutschland ausgesprochen haben würden.

Zu den Gebieten, deren Bevölkerung das ihr von den Gewalthabern der Pariser
Diktatskonferenzen vorenthaltene Selbstbestimmungsrechtaus eigener Kraft zu erkämpfen
versuchten, gehörte auch das H u l t s ch i n e r L ä n d ch e n· Auf die Nachricht von der

drohenden vorbehaltlosen Auslieferung des Ländchensan die Tschecho-Slowakei fanden in
der Stadt Hultschin und in allen Dörfern spontane Protestkundgebungen statt. Es wurde
eine freiwillige Volksabstimmung veranstaltet, bei der innerhalb von

zwei Tagen 93,7 v. der Bevölkerung für ein Verbleiben beim
D e u t f ch e n R e i ch e aussprachen. Aber auf diesen überzeugendenBeweis der deutschen
Gesinnung der Hultschiner wurde keine Rücksichtgenommen. Masaryk, an dessen
professoral-demokratische Gesinnung die Führer der Hultschiner in der Hoffnung
appellierten, in ihm einen Fürsprecher des Selbstbestimmungsrechteszu finden, erklärte,
daß er prinzipiell jedes Pebliszit ablehnen müsse. Als dann nach der

offiziellen Lostrennung vom deutschen INutterlande tschechischeTruppen in das Hultschiner
Ländcheneinrückten, wurde diesen Vertretern der neuen Gewalt in verschiedenen Orten mit

stürmischenDeutschtumskundgebungen ein unerwarteter Empfang bereitet. Es dauerte

noch einige Jahre, bis die Frage der Versailler Grenzziehung im Hultschiner Ländchen
endgültig zur Ruhe kommen sollte. Bis zum Jahre 1923 blieben die Gemeinden

Haaklch- Okvschütz und Sandau im Nordosten des Ländchens und die

S te u b e r w i tz e r E ck e , auf die die Tschechen erst später Anspruch erhoben hatten,
strittiges Gebiet. Die Steuberwitzer Ecke und die kleine Gemeinde Owschütz blieben

schließlichdem Deutschen Reiche erhalten· Die beiden großenDörfer Haatsch und Sandau
aber wurden noch nachträglich der Tschecho-Slowakei zugesprochen, und zwar wiederum

gegen den ganz eindeutigen Willen ihrer Bewohner. ENoch einmal
war es inden bedrohten Gemeinden zu einer machtvollen Bekundung des deutschen Volks-,
Staats- und Kulturwillens gekommen. Jn einer fr e i w i l l i g e n A b st i m m u n g , die
in den drei genannten Gemeinden im Juni 1922 durchgeführtworden war, hatten
99 v. der Bewohner für ein Verbleiben beim deutschen IIIutter-
lande erklärt; unter den 2 265 abgegebenen Stimmen hatte es nur 19 Stimmen

für die tschechischeSeite gegeben!
Trotz der Abwanderung zahlreicher deutschgesinnter Hultschiner, trotz der Massen-

einfuhr tschechischerElemente, die als Siedler, Beamte, Arbeiter usw. ins Land kamen,
trotz der restlosen Unterdrückung des deutschen Schulwesens und sogar des deutschen
Privatunterrichtes und trotz eines mit allen Mitteln der- seelischen und wirtschaftlichen
Erpressung durchgeführtenSeelenfanges blieb d a s H u l t seh i n e r L ä n d ch e n in d e r

weit überwiegenden Mehrheit seiner Bewohner bis auf den

heutigen Tag ein deutsches Gebiet. Davon legten alle Wahlen immer

wieder Zeugnis ab. Bei den Gemeinderatswahlen vom 1 6. September
1923 (rnit verschiedenen Nachwahlen im Jahre 1924) gaben 55 v. der Wahl-
beteiligten ihre Stimme für die deutschen Listen ab. Die nationaltschechischen Parteien
konnten 34 v. der Stimmen gewinnen, der Rest entfiel auf die national indifferenten
Parteien. Am 15. November 1925 fanden die Parlamentswahlen statt.
Dabei stimmten bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 6-1,64 v. und zum Senat

62,47 v. für die deutschen Listen, während die tschechischenParteien mit 33,05 bzw.
33,08 v. der Stimmen begnügen mußten. Bei den P a r la m e n t s w a h l e n v o m

2 7. O k to b e r 1 9 2 9 konnten die deutschen Parteien wiederum 59,9 v. der Stimmen

auf sich vereinen, wogegen die tschechischenParteien 35,5 v. der Stimmen erreichten.
Einen neuen Aufstieg der deutschen Stimmen brachten die P a r l a m e n ts w a h l e n

vom 1 9. Mai 1 9 35. 74,0 v. der abgegebenen Stimmen entfielen auf die deut-

schen Parteien, davon auf die Sudetendeutsche Partei Konrad Henleins allein 88 v..H.;
die tschechischenParteien mußten mit 24,6 v. der Stimmen begnügen. ,

Die angeführten Zahlen beweisen eindeutig den deutschen Charakter des Hultschiner
Ländchens. Zur Zeit der Abtrennung neigte das nationale. Bekenntnis der Bewohner
fast hundertprozentig zu Deutschland. Der gewaltsame Einbruch des Tschechentums,
verbunden mit der INassenzuwanderung tschechischerKampfelemente, vermochte zwar in

den ersten Jahren nach der Abtretung vom Reich eine gewisse Verwirruung und Unsicher-
heit in die Bevölkerung des Ländchens zu tragen. E s si e g t e sch l i e ß l i ch a b e r

doch wieder das Bekenntnis der Bevölkerung zum Deutschtum,

70



das niemals ernstlichin Frage gestelltwerden konnte. Wassich
heute in Hultschin zur tschechischen Seite bekennt, gehört nicht
der alteingesessenen Bevölkerung an,sondernistausnahmslos
zugewandertes Tschechentum, das in dem mit verzweifeltem
NintumseindeutschesLebensrechtkämpfendenLändchenweder
eine historische, noch eine moralische Existenzberechtigung hat.

Der Handel mit den baltifchen Staaten
Der Außenhandelmit den drei baltischen Randstaaten, Esiland, Lettland und Litauen,

spielt, rein zahlenmäßiggesehen, eine nur sehr bescheidene Rolle im Rahmen des Gesamt-
außenhandels des Deutschen Reiches. D e r A n t e il d e r d r ei L ä n d e r an der

deutschen Gesamteinfuhr und -ausfuhr hat im Jahre 1936 zusammen nur -1,3 v.
betragen. Eine ganz andere zahlenmäßigeBedeutung hat der Außenhandelmit Deutsch-
land dagegen für die drei Staaten. Es entfielen im Jahre 1936 von der Einfuhr und der

Ausfuhr E st l a n d s 29,8 v. bzw. 22,5 v. auf Deutschland. Die entsprechenden
Zahlen für Lettland betrugen in demselben Jahre 38,4 bzw. 30,8 v.H; und für
Lita u en 9,3 bzw. 10,8 v· Während der deutsche Anteil am Außenhandel Lett-
lands und Estlands während des letzten Jahrzehnts einigermaßen auf derselben Höhe
zu halten vermochte, ging die Bedeutung Deutschlands als Handelspartner Litauens in

dieser Zeit ungemein scharf zurück. Der deutsche Anteil an der litauischen Einfuhr
betrug im Jahre 1928 nicht weniger als 50,5 v. und an der litauischen Aussuhr sogar
57,7 v. Der bloße zahlenmäßigeVergleich läßt also Deutschland als den (nach
England) wichtigsten Handelspartner der drei baltischen Länder, diese selber aber als

recht nebensächlichePartner Deutschlands erscheinen. Ein etwas anderes Gesicht erhält
ein solcher Vergleich jedoch, wenn man die Art der Waren, insbesondere der Waren, die

diese Länder nach Deutschland einführen, betrachtet. Da zeigt es nämlich, daß das

Deutsche Reich im Jahre 1936 immerhin etwa 25 v. seiner
Schweineinfuhr, 13 v. seiner Buttereinfuhr und 10 v.

seiner Bau- und Nutzholzeinfuhr aus diesen Ländern bezog.
Ueber die wertmäßige Entwicklung des deutschen Außenhandelsmit den drei baltischen

Staaten seien folgende Angaben gemacht. Die deutsche Einfuhr nach Estland,
die im Jahre 1928 44,6 Mill. RM. betragen hatte, ging bis zum Jahre 1930 auf
8,0 JRilL RM. zurück, um bis zum Jahre 1936 wieder auf 17,6 JNilL RNL zu

steigen. Die estländischeAusfuhr nach Deutschland belief in den drei genannten
Jahren auf 36,9 Mill., 8,8 NZilL und 12,7 Mill. RM· An dem Rückgang, der

bereits im Jahre 1930 einsetzte und im Jahre 1933 seine schärfsteAusprägung erfuhr,
trug in der Hauptsache die allgemeine Wirtschaftskrise die Schuld, die den estländi-
schen Außenhandel im Laufe eines Jahrfünfts auf etwa ein

Viertel seines wertmäßigen Standes von 1928 zusammen-.
s ch r u m p f e n lie Bei L e t t l a nd war dasselbe der Fall. Der lettländische
Außenhandel verlor gleichfalls innerhalb eines Jahrfünfts fast drei Viertel seines Wert-
volumens von 1928. Die Einfuhr aus Deutschland, die im Jahre 1928 102,3 INilL
RM. betragen hatte, sank im Jahre 1933 auf 16,9 Mill. RM. zusammen und ver-

doppelte bis zum Jahre 1936 wieder auf 34,0 Mill. RM. Die entsprechenden
Zahlen für die lettländischeA usfuhr nach Deutschland betrugen 55,8 Mill., 46,1 Mill.
und 31,1 Mill. NM. Von den drei baltischen Ländern hatte, nach den Außenhandels-
ziffern zu urteilen, L i t a u en unter der Weltwirtschaftskrise verhältnismäßig am

wenigsten zu leiden. Sein- Gesamtaußenhandelsvolumen ging wert-

niäßig von 1928 bis 1933 nur um etwa die Hälfte zurück. Ungemein
scharf aber war der Rückgang des litauischen Außenhandelsmit Deutschland. Unter dem

Einfluß des durch die litauische Politik im IN e m e l g e b i et provozierten Wirtschafts-
krieges kam der deutsch-litauische Warenverkehr im Jahre 1935

nahezu völlig zum Erliegen Jm Jahre 1928 hatte Litauen für 61,0 Mill.
RM. Waren aus Deutschland eingeführt und für 61,5 Mill. RNL dorthin ausgeführt-
Jm Jahre 1935 schrumpften die Einfuhr aus Deutschland auf 6,1 IRilL RNL und
die Aussuhr dorthin sogar auf 2,3 Mill. RM. zusammen. Das Jahr 1936 leitete dann
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nach dem Abschluß des neuen deutsch-litauischen Wirtschaftsabkommens eine neue Auf-
wärtsentwicklungdes Warenverkehrs ein-

»Unter den Waren, die das Deutsche Reich aus den baltischen
L a n d e r n b e z i e h t , st e h e n , der wirtschaftlichen Struktur dieser Länder ent-

sprechend, Agrarerzeugnisse und Nohstoffe naturgemäß weitaus an erster
Stelle. Jm vergangenen Jahre waren es, der wertmäßigen Größe nach geordnet,·
vorwiegend cButter, Schweine, Sämereien, Holz, Eier Und Flachs, die Litauen nach
Deutschland ausführte. Jn der lettländischen Ausfuhr nach Deutschland nahmen
dieselben Waren, nur in anderer Reihenfolge, die Hauptposten ein: Holz, Butter,
Sämereien, Flachs und Schweine. Dieselben Waren kehrten auch in der e st l ä n d i s ch e n

Ausfuhr nach Deutschland wieder: Butter, Flachs, Holz, Eier und Schweine. Doch
trat als verhältnismäßigwichtiges Exportgut Estlands Ba u mwo llg arn in Erschei-
nung. Erwähnung verdient auch, daß im vergangenen Jahre zum ersten Mal in

größeremUmfange Oel, das Estland aus seinen reichen Oelschiefervorkommengewinnt,
nach Deutschland ausgeführt wurde. Jn der Einfuhr der baltischen Länder

aus Deutschland standen im vergangenen Jahre nach wie vor chemische und

pharmazeutische Erzeugnisse, Eisenwaren, Textilwaren, elektrotechnische Erzeugnisse,
Kunstdünger usw. im Vordergrund.

- Jm Ganzen läßt sich feststellen, daß sich der deutsche Außenhandelmit Estland
langsam und sicher aufwärtsentwickelt, ohne daß sich ernstere Störungsfaktoren voraus-

sehen ließen. Bei Lettland haben die angestrengten Bemühungender Nigaer Regie-·
rung um eine Hebung der eigenen Industrie dazu geführt, daß sich in den letzten Jahren
die Erwartungen der deutschen Exporteure nicht erfüllten. Die Handelsbeziehungen mit

Litauen, die seit der Beilegung des Wirtschaftskrieges günstig entwickeln, stehen
mehr als diejenigen mit den beiden anderen baltischen Staaten unter dem Zeichen einer

politischen Konfliktsmöglichkeit.

Osiland-Chronik
Deutsche sollen für Auslandspolen spenden

Der Marierz Szkolna w Gdan-

sku, d. i. der polnische Schulverein in Dan-

zig, hat zum Jahreswechsel an alle mög-
lichen Personen und Verbände in Polen
Schreiben verschickt, in denen er den

Empfängern zunächstdie herzlichsten Neu-

.jahrswünsche ausspricht. Dann heißt es

weiter: »Bei dieser Gelegenheit, wie übri-

gens alljährlich beim Jahreswechsel, bittet

der Schulverein höflichst um den A n -

kauf des beiliegenden ,Bau-

steins« für 5 Zloty zum Bau

neuer polnischer Schulen in

D a nzig. Wir hoffen, daß die Arbeit

des Danziger Schulvereins an der Er-

weckung der polnischen nationalen Kräfte
in Danzig im polnischen Volk im Lande die

gebührende Einschätzung,Verständnis und

Unterstützunug finden wird.« Daß von

polnischer Seite auf diese oder jene Weise
für das polnische Schulwesen im Ausland

Mittel gesammelt werden, ist bekannt und

in Ordnung. Daß aber die Auf-
forderung, an der Auf-
bringung dieser Mittel zu be-

teiligen auch deutschen Volks-

tumsorganisationen in Polen
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zugesandt wird, ist zum mindesten
geschmacklos. Das aber ist mit dem ange-

führten Schreiben in einer ganzen Reihe
von Fällen geschehen. Es ist das übrigens
nicht das erste Mal gewesen. Schon im

Frühjahr des vergangenen Jahres ist man

an die deutschen Volkstumsorganisationen
und an zahlreiche Angehörige der deutschen
Volksgruppe in Polen mit dem Ansinnen
herangetreten, durch Geldspenden an

der Förderung und Unterstützungdes Aus-

landspolentums zu beteiligen. Jm umge-
kehrten Falle, wenn sich z.B. der VDA.
mit einem entsprechenden Ansinnen an den

Bund der Polen in Deutschland wenden

würde, würde die polnische Presse wohl ein

großes Geschrei über diese ,,deutsche Un-

schämtheit«erheben.

Danziger Politik 1938

Vor den Politischen Leitern und

Waltern der Kreise Danzig-Jnnenstadt und

-Außenstadt sprach am 2. Februar Gau-
leiter Forster über die Aufgaben der

nationalsozialistischen Politik in der Freien
Stadt Danzig. Der Gauleiter führte u. a.

aus: ,,. . . Die gegenwärtige Lage stellt
uns vor zwei Aufgaben: 1. Wir müssen



uns eine dauerhaste innere Ord-
nung schaffen, und zwar nach natio-

nalsvzialistisrher Ueberlegung
und Planung. 2. Die Freie Stadt

Danzig muß nach außen hin ihren
hundertprozent deutschen und

nationalsozialistischen Charak-
ter unmißverständlich heraus-
st e l l e n . . . Die größte Sorge macht
uns die Frage einer e b u n g d e r

Lebenshaltung der Danziger Be-

völkerung. Wir sind auf die Ankurbelung
der inneren Produktion und auf die Ver-

stärkungdes Umsatzes bedacht . . . Wenn
wir uns in Danzig so eingerichtet haben,
daß die von uns geforderte innere Ordnung
vorhanden ist, werden wir unserer Stadt

auch das äußere städtebauliche
G e s i ch t geben, das dieser Zeit des Auf-
baus würdig ist. Ebenso muß durch
großzügigeVeranstaltungen Danzigs kul-

turelle und kulturpolitische Be-
d e u tu n g in Erscheinung treten. Jm

übrigen werden wir dafür sorgen, daß auch
wir die Lebensformen unserer reichsdeut-
schen Volksgenossen übernehmen, d. h. wir

werden die nationalsozialistische
Gesetzgebung auch hier in Anwen-

dung bringen, damit die innere Gestaltung
sich durch nichts von der des Reiches unter-

scheidet . . . Wir alle kennen den H e r -

zenswunsch der Danziger, wissen
um ihre Sehnsucht seit dem Tage der Ab-

trennung und haben Verständnis für ihre
Hoffnungen an die Zukunft. Was uns in

Danzig am liebsten wäre, ist aber nicht ent-

scheidend. Wichtig ist allein, wo-

mit wir dem Führer und dem

deutschen Volke am besten
dienen können, denn» Außenpolitik
wird nicht mit Herzenswünschengemacht,
sondern mit dem realen Verstand. E t w as

anderes ist es, ob wir gläubig
und hoffnungsvoll in die Zu-
kunftschauen."

·

Polnisrher Spitzeldienst in Danzig
Am- 4. Februar wurde im Wartesaal

des Danziger Hauptbahnhofes
auf Anzeige eines polnischen Bahnbeamten
ein polnischer Staatsangehöriger namens

Joses Z e m b a , der einen Eisenbahner mit

einer Schußwasfe bedroht hatte, verhaftet.
Zeinba hatte vor dem Schnellrichter
wegen unbefugten Waffentragens und Be-

drohung zu verantworten. Bei der Ver-

handlung stellte es sich heraus, daß Zemba
sowohl einen Ausweis des p o l n i s ch e n

Zollinspektorats wie einen Mit-

gliedsausweis der dem p o l n i sch e n

Kriegsministerium direkt unter-

stehenden Grenzwache bei trug.
Zemba erklärte, einer der Beamten zu sein,
denen von Seiten des polnischen Zoll-
inspektorats der besondere Auftrag erteilt
worden ist, in der Bahnhofshalle
die aus Polen kommenden

Neisenden zu beobachten und

zu kontrvllieren. Die Verhandlung
ergab nicht mehr und nicht weniger, als

daß Mitglieder einer polnischen militäri-
schen Qrganisation, mit geladenen Schuß-
waffen versehen, auf dem Danziger
Hauptbahnhvf im Auftrage
einer polnischen Dienststelle
S p i tz e l a r b e it besorgen. Zemba wurde

zu sechs Monaten Gefängnis verurteilt.

Der Fall dürfte noch ein Nachspiel haben.

Fürst von Pleßs-
Jn Paris, wo er Heilung von einem

schweren Herzleiden suchte, starb am

Zi. Januar Hans Heinrich XV., Fürst
von Pleß, Neichsgraf von Hochberg,
Freiherr zu Fürstenstein,im 71. Lebensjahr.
Der Fürst war in erster Ehe mit Daisy
Mary Therese geb. Cornwallis-West und

nach der Scheidung in zweiter Ehe mit

Clotilde geb. de Silva y Candarno ver-

heiratet. Aus der ersten Ehe stammen drei

«Söhne,Prinz Hans Heinrich XVII., Alexan-
der Graf Hochberg und Graf Bvlko, der

1936 gestorben ist. Der Fürst besaß die

Herrschaften Pleß in Oberschlesten und

Fürstenstein bei Waldenburg mit einem

Grundbesitz von mehr als 50 000 Hektar.
Sein Vermögenwurde vor dem Kriege auf
über 100 Millionen Mark geschätzt. Es

beruhte hauptsächlichauf den großen, erst
zum Teil erschlossenen Kohlenvorkommen in

dem an Polen gefallenen Teil Oberschlesiens.
1925 waren auf den ostoberschlesischen
Gruben des Fürsten etwa 10 000 und 1931

noch etwa 7800 Arbeiter und Angestellte
beschäftigt. 4934 wurde das PleßscheVer-

mögen in Polen unter Zwangsverwaltung
gestellt. Von der Zwangsverwaltung
wurden die deutschen Arbeiter und Ange-
stellten, deren Rechte der damalige Beauf-
tragte des Fürsten, Prinz von Pleß, gegen
die Willkürherrschaftdes Wojewoden Gra-

zynski zu wahren versuchte, nahezu restlos
entlassen. Die Beisetzung des Fürsten
erfolgte am 7. Februar im Schloßpark
zu Pleß.

Deutscher Großgrundbesitzin Galizien
Es ist wenig bekannt, daß es in G a l i -

zie n neben dem deutschen Bauerntum und

einigen kleinen städtischenGruppen auch
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noch eine, allerdings sehr kleine Gruppe
deutscher Großgrundbesitzer
gibt. Der deutsche Großgrundbesitz(über
50 ha) betrug im Jahre 1921 in den

Wojewodschaften:
Krakau. . 6 Güter mit 7510 ha

(= 2,3 v.H. des ges. Großgrundbesiizes)
Lemberg . . 22 Güter mit 35 720 ha

(= 4,8 v.H. des ges. Großgrundbesitzes)
Stanislau . 4 Güter mit 6025 ha

(= 1,8 v. des ges. Großgrundbesitzes)
Tarnopol 3 Güter mit 359 ha

(= 0,1 v.H. des ges. Großgrundbesitzes)

Der deutsche Großgrundbesitzhat
nur zum geringsten Teil in der neuen staat-
lichen Umgebung zu halten vermocht. Etwa
drei Viertel des Bodens sind bisher aus

deutschen in andersvölkische,fast durchweg
in ukrainische Hände übergegangen. Die

heute noch vorhandene deutsche Großgrund-
besitzerschichtstellt also nur noch ein recht
bescheidenes Grüppchen dar, das weit über

das Land zerstreut ist und bisher zumeist
weder mit dem deutschen Bauerntum noch
mit den städtischendeutschen Gruppen in

Beziehung steht. Die Gefahr der Poloni-
sierung ist groß, die Notwendigkeit einer

engeren Fühlungnahme untereinander und

mit dem deutschen Kolonistentum dringend.

Der Binnenschifssverkehr durch den Korridor

Durch die Beschränkung des Eisenbahn-
transitverkehrs durch den Korridor

ist die Aufmerksamkeit der deutschen Wirt-

schaftskreise wieder auf den unter dem

Zwang der Verhältnisse nach dem Kriege
stark vernachlässigtenBinnenschiffahrtsweg
über Weichsel—Brom»bergerKanal—Netze
—Warthe gelenkt worden. Der Binnen-

wassertransport zwischen stpreußen
und dem übrigen Reich ist in den letzten
Jahren infolge der Behinderung des

Schienentransportes b e t r ä ch t l i ch g e -

stiegen. Der Warentransport auf den

an Polen gefallenen Durchgangswasser-
straßen ist von 6400 Tonnen im Jahre
1934 über 16 300 Tonnen im Jahre 1935

auf 64 200 Tonnen im Jahre 1936 und

69 000 Tonnen in den ersten
neun Monaten des vergangenen
Jahres gestiegen. Trotzdem im Früh-
jahr v. J. infolge langer Eissperre die

Schiffahrt erst spät aufgenommen werden

konnte und obwohl den ganzen Sommer

hindurch niedrige«Wasserstände die Ber-

kehrsentwicklung ungünstig beeinflußten,
hat das Jahr 1937 eine Verkehrssteige-
rung von etwa 30 v. gegenüber dem

Vorjahr, also eine Gesamttransport-
leistung von etwa 85 000 Tonnen ge-

74

«

Siebentel

bracht. Etwa drei Siebentel der Güter

sind von Ostpreußen in westlicher und vier

in umgekehrter Richtung be-

fördert worden. Während b i s 1 9 3 4

auf dem Binnenwasserwege durch den

Korridor in westöstlicher Richtung fast
ausschließlichBaumaterialien und

in umgekehrter Richtung ganz vorwiegend
Holz und Zellulose befördert
wurden, sind im vergangenen Jahre erhebliche
Mengen zubereiteter L e b e n s m i t te l,
hochwertiger Industrieerzeugnisse,
Mineralstoffe, Eisenwaren usw.
nach Ostpreußen und von Ostpreußen
außer Zellulose und Holzwaren große
Mengen landwirtschaftlicher Er-

z e u g n i s s e usw. dem Binnenwasserwege
anvertraut worden. Jn der Zeit von Ende

März bis Ende September haben 212

Schiffe in westöstlicherund 181 Schiffe in

DskwestlicherRichtung die polnischen Durch-
gangswasserstraßenpassiert.

Ordensburg der NSDAP in NIarienburg

Wie Reichsleiter Dr. L e y mitteilte, wird

im laufenden Jahre mit dem Bau der

Qrdensburg der NSDAP in

DR a r i e n b u r g begonnen. Die neue -

Burg wird in der JTähe der alten Deutsch-.
ordensburg nördlich der Bahnlinie an der

Nogat errichtet. Die Bahnlinie wird über-

dacht. Die Marienburg wird un-

v e r ä n d e r t bleiben. Jn der Marien-

burger Ordensburg der NSDAP wird der

Führernachwuchs der Partei, der die

Qrdensburgen Crössinsee in Pommern,
Vogelsang in der Eifel und Sonthofen im

Allgäu durchlaufen hat, seine abschließende
Erziehung erhalten. Wie an den genannten
Plätzen,so wird auch in Marienburg neben

der Ordensburg ein Hotel für die

IRS-Gemeinschaft »Kraft durch
F r e u d e« mit 2000 Betten errichtet.

Der Warthe-Weichsel-Kanal
Der in den letzten Jahren vielfach er-

örterte Plan einer K an alv e r bindung
zwischen Warthe und Weichsel
geht nunmehr endgültig seiner Ausführung
entgegen. Wie es heißt, ist die Aus-

schreibung der Bauarbeiten durch das

Warschauer Verkehrsministerium kürzlich
erfolgt. Der Kanal soll die mittlere Warthe
über den Goplosee mit der Weichsel
und damit die

«

Hauptwasserstraße des

vaener Landes innerhalb der Grenzen des

polnischen Staatsgebietes mit der Wasser-
straße der Weichsel verbinden. Man hofft,
daß dem Kanal besonders für den G e -

treideexport Posens über Gdingen



Bedeutungzukommen wird und nach Fertig-
stellung des Kanals der bisher beträchtliche
Getreideexport über die Wache-Oder-
Straße und den Stettiner Hafen
eingestellt werden kann. Bis zum Jahre
1932 sind auf diesem Wege jährlich rund

200 000 Tonnen Getreide ausgeführt wor-

den. Trotz erheblicher Tarifermäßigungen
der polnischen Staatsbahnen stellt sich der

Export auf dem Wasserwege über Stettin

auch heute noch beträchtlichbilliger als auf
dem Schienenweg über Gdingen. Die Bau-

kosten des geplanten Kanals werden auf
7 Millionen Zloty berechnet.

Geburtenbeschränkungin Polen

Polen nimmt heute nicht mehr jene über-

ragende Stellung in der europäischen Ge-

burtenbewegung ein, die es noch vor einigen
Jahren aufweisen konnte. D i e Z a h l

der Lebendgeburten ist von

34,5 a. T. im Jahre 4924 auf
26,6 a.T. im Jahre 1936 gesunken.
Dieser Rückgang hat im Jahre 1937

weiter verschärft.Das polnische Volk rückt

allmählich in die Reihe der Völker, deren

natürliche Wachstum unter dem Druck-

sei es der wirtschaftlichen Not, sei es der

fortschreitenden Verstädterung in sehr fühl-
barer Weise verlangsamt. Bemerkenswert

ist dabei vor allem folgender Umstand:
Die sozial besser gestellten
Kreise des polnischen Volkes

unterscheiden sich in biologi-
scher Hinsicht in keiner Weise
von den entsprechenden Kreisen
der westeuropäischen Völker.

INan hat festgestellt, daß auf 100 Ehen der

in gehobenen Berufen stehenden Personen
nur 102,7 Kinder entfallen; das sind
weniger Kinder als in den gleichen Kreisen
des französischenoder des englischen Volkes.
Jm wohlhabenden Mittelstand Polens
herrscht also gleichsam ein ständiges
Kommen und Gehen, insofern als ständig
neue Familien in diese Schicht aufsteigen,
aber bereits in einer Generation wieder

erlöschen. Und es ist eine Tatsache, die

man bei allen Völkern hat feststellen
können, daß das Beispiel dieser Kreise
langsam, aber sicher auch in der breiten

Masse, zuerst der städtischen,schließlichaber

auch der ländlichen Bevölkerung auswirkt.

Polen und Madagaskar

«

Jm Jahre 1936 trat der polnische
Außenministeran den damaligen französi-
fchen Ministerpräsidenten Blum mit dem

Ersuchen heran, französisches Ko-

lonialgebiet für die Auswande-

rung aus Polen zur Verfügung zu
stellen. Jn Paris war man bereit, diesem
Ersuchen in bezug auf Madagaskar näher-
zutreten. Daraufhin wurde von der polni-
schen Regierung eine aus Polen und

Juden bestehende Studienkommision
nach Madagaskar geschickt, um die

dortigen Ansiedlungsbedingungen für Euro-

päer zu prüfen. Die Kommission wurde
von einigen französischenSachverständigen
unterstützt. Sie kam zu dem Ergebnis, daß
sich die Gebiete Jnnermadagaskars, die über

800 Meter hoch liegen, zur Ansiedlung
europäischer Baueurn eignen. Selbstver-
ständlichseien Wegebauten, Flußregulierum
gen und entsprechende sanitäre Vorberei-

tungen notwendig. Während des Besuches
des französischenAußenministersDelbos
in Warschau Anfang Dezember v. J.
wurde dann die Frage der Auswanderung
nach Madagaskar in positivem Sinne
weiter behandelt. Es scheint, daß es

bei dem Madagaskarplan zum mindesten
um eine gründlichprojektierte Angelegenheit
handelt. Die Frage, wer dorthin aus-

wandern soll, scheint aber noch nicht völlig
geklärt. Der französischenRegierung wären
Polen wahrscheinlich beträchtlich lieber als
Juden. Auf polnischer Seite aber denkt

man wohl in erster Linie darin, aus der

französischen Kolonie e i n z w e i te s

Palästina für die polnischen Juden zu
machen. Jn Paris ist man von diesem
antisemitischen Hintergedanken des polni-
schen Partners verständlicherweisenicht be-

sonders erfreut. Die Juden wiederum haben
anscheinend wenig Neigung nach Mada-

gaskar zu gehen. Die zionistischen Kreise
haben für Palästina und gegen Nkada-

gaskar erklärt.

Deutsch als Handelssprache unerwünscht
Es hat wie in anderen östlichen

Staaten, auch in Polen der Brauch her-
ausgebildet, daß die großen Export-
und Jmportfirmen im Verkehr mit dem

westeuropäischenAusland der deutschen
Sprache bedienen, und zwar aus reinen

Zweckmäßigkeitsgründenund nicht etwa,
weil sie damit eine besondere Zuneigung zu

Deutschland an den Tag legen wollen. Es

gibt aber maßgebliche Kreise in Polen,
denen ein schlechtes Französisch oder Eng-
lisch in Geschäftsbriefen lieber als ein ver-

ständlichesDeutsch zu sein scheint. Hierzu
gehört auch das Staatliche Exportz
institu t , über dessen Stellungnahme zur

Sprachenfrage kürzlich folgende Meldung
in der polnischen Presse veröffentlicht
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wurde: »Das Staatliche Exportinstitut
stellt fest, daß sich bei den polnischen Ver-
tretungen in Frankreich oft französische
Firmen melden, und ihnen Briefe von

Firmen aus Polen vorlegen, die in deut-

scher Sprache abgefaßt sind. Der Ge-
brauch der deutschen Sprache im Verkehr
mit französischen Firmen erscheint zum
mindesten nicht angebracht. Die deutsche
Sprache ist in Frankreich so schwach ver-

breitet (?), daß ihr Gebrauch den franzö-
sifchen Firmen die Erledigung der Geschäfte
erschwert und sie zwingt, bei den ent-

sprechenden Konsulaten um eine Ueber-

setzung zu bemühen. Darüber hinaus ist
die zu häufige Anwendung der deutschen
Sprache geeignet, in Frankreich den Ein-
druck zu erwecken, daß Handel und Indu-

strie in Polen von deutschen Wirtschafts-
kreisen abhängig sind. Das Jnstitut wendet

sich mit allem Nachdruck an die inter-

essierten polnischen Firmen, die zum franzö-
sischen Markt Beziehungen unterhalten,
und weist darauf hin, daß nach NTaß-
gabe des Möglichen auf die

bisherige Anwendung der deut-

schen Sprache im Schriftver-
kehr mit Frankreich verzichtet
wird.« Dazu läßt folgendes sagen:
Wenn polnische Firmen mit französischen
Geschäftsfreunden in deutscher Sprache
korrespondieren, dann doch offensichtlich
deshalb, weil sie i. keine französischen
Korrespondenten haben und weil sie 2. der

richtigen Auffassung sind, daß die französi-
schen Geschäftsfreunde eher Deutsch als

Polnisch verstehen. Die Stellungnahme des

Staatlichen Exportinstituts geht nicht von

den tatsächlichenVerhältnissen aus, sondern
ist ein Ausfluß der in Polen allgemein
verbreiteten und von ständigen JRinder-

wertigkeitskomplexen genährten Antipathie
gegen alles Deutsche.

Auslandsesten

Nach den neuesten Schätzungen
des Verbandes der Auslands-
e st e n gibt es insgesamt etwa Hi Milli-
onen Esten. Davon entfällt auf die außer-
halb der Grenzen Estlands lebenden Volks-

angehörigenr u n d X M i l l i o n. Echte
estnische Volksgruppen gibt es nur in zwei
europäischen Ländern, in der S o w e t -

union (180000) und in Lettland

(8 000). Jn Finnland, Deutschland, Eng-
land, Frankreich, Litauen usw. werden

zusammen etwa 1 500 Esten gezählt. Von
den überseeischenStaaten weisen nur die

Vereinigten Staaten mit 50000

und K a n a d a mit 10 000 verhältnismäßig
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nennenswerte estnische Gruppen auf.
Für B r a s i l i e n wird-die Zahl der Esten
mit 2800, für das übrige Süd-

amerika mit 1300 an e eben. Jn

Australien soll es 3000 Essen(davon
900 in Sidney), in A sie n 245 und in
A f ri ka 130 Esten geben.

Der tschechisrheSokol

Der ,,Sokolsky Vestnik« veröffentlichte
die Mitgliederzahlen der tsche-
chischen Sokolverbände in der

Tschecho-Slowakei und im Ausland. Da-

nach zählten die Verbünde Ende 1936 nicht
weniger als 786 445 Mitglieder. Auf die

einzelnen Landesteile verteilten sich die Mit-

glieder (in Klammern die Zunahme im

Jahre 1936 in v. wie folgt: B ö h -

men 482618 (2,94 v.H.), Möhren
und Schleifen 245621(3,49 v.

Slowakei 46115 (8,43 v.H.), K

pathenrußland 5387 (11,21 v.

und A u s l a n d 6 704 (5,59 v. H.).

c

H-;

»Nordirus« meint: keine Minderheit in

Lettland

Jn den ,,Jaunakas Sinas« veröffent-
lichte ein sich unter den Namen ,,Nordirus"
tarnender deutschfeindlicher Publii einen-

Artikel, in dem er sich um den zIachweis
bemühte, daß es in Lettland kein Minder-

heitenproblem mehr gebe. Lettland, so wird

in diesem Artikel behauptet, habe seinen
Bürgern fremden Volkstums freiwillig
mehr Nechte zur Befriedigung ihrer völki-
schen Bestrebungen zugebilligt, als es durch
den Minderheitenschutzvertrag zu gewähren
verpflichtet gewesen sei. Das habe Lettland

getan, obwohl innerhalb· seiner Grenzen
,,eine Minderheitenfrage in der modernen

Auffassung«überhaupt nicht bestehe. »Die
paar Tausend oder Zehntausend Bürger
anderen Volkstums, die in Lettlands
Städten verteilt sind, sind nach der

modernen Auffassung überhaupt nicht als

Glieder einer Minderheit anzusehen, d.h.
es sind Bürger, die eine andere Mutter-

sprache sprechen. Jn jeder europäischen
Großstadt können wir noch mehr solcher
Bürger finden. Als Minderheitengruppe in

wahrer Bedeutung könnte man die russ-
schen Bauern ansehen, die einen recht großen
Vomhundertsatz der Landbevölkerungaus-

machen und in mehr oder weniger kom-

pakter Masse auf dem Lande leben und in

manchen Gegenden russischeDörfer bilden»
Mit der neuen Lage in Westeuropa und"

mit der günstigen Lösung der Lage in

unserem eigenen Lande hat das Minder-



heitenproblem bei uns zu existieren auf-
ehört.« Offensichtlich mangelt es dem

anne, der sich »Nordicus« nennt, an der

Begabung zu logischemDenken. Ganz ab-

gesehen davon, daß der lettländischeStaats-

prästdent U l m a n i s (früher Ullmann)
erst vor kurzem mit Befriedigung die rasch
fortschreitende Verdrängung des lettländi-

schen Deutschtums vom wirtschaftlichen
Lebensraum festgestellt und eine weitere

Verschärfungdieses volksgruppenfeindlichen
Wirtschaftskurses für das laufende Jahr

angezeigt hat, die ,,Minderheiten-
frage« in Lettland also alles
andere als zufriedenstellend

gelöstist, muß der Versuch, dem lett-

ändischenDeutschtum den Charakter einer

echten Volksgruppe abzusprechen, mit aller

Deutlichkeit zurückgewiesenwerden. Das

lettländische Deutschtum stellt
eine seit Jahrhunderten mit
dem Lande verbundene, boden-

ständige Volksgruppe dar, ohne
deren-Vorhandensein und Wirken es zum
mindestens zweifelhat sein würde, ob der

Mann, der sich » ordirus« nennt, der

Kunst des Schreibens mächtig wäre. Das

lettländischeDeutschtum ist eine Volks-

gruppe, die nicht nur ein Recht auf die Ein-

haltung der geltenden Schutzbestimmungen
hat, sondern die es auch dringend not-

wendig hat, daß man den lettländischen
Staat von Zeit zu Zeit daran erinnert, daß
der Anspruch, als zivilisiertes Gemeinwesen
gewertet zu werden, zu einem ewissen
Mindestmaß an volkspolitischen Zlnstand
verpflichtet.

Staatskapitalismus in Litauen

Wie in Lettland so macht auch in

Litauen die unmittelbare Beteiligung des

Staates an den großen Wirtschaftsunter-
nehmungen ständige Fortschritte. Wie in

Lettland wird auch hier d i e S p h ä r e

der Privatwirtschaft immer

mehr zu Gunsten eines ausge-
sprochenen Staatskapitalis-
mus eingeschränkt. Ueber die Be-

teiligung des Staates an den Aktiengesell-
schaften Litauens gibt eine Uebersicht, die

sich auf Ende 1936 bezieht, einen Einblick.
Der Staat war damals mit 73,6 Mill.
Lit an den AktiengesellschaftenLitauens be-

teiligt. Das sind nicht weniger als 40 v.

des gesamten Aktienkapitals
Lita u e n s. Jm Besitze des Staates sind
die drei wichtigsten Banken, und zwar die

,,Lietuvos Bankas« (Bank von Litauen) zu
80 v. H., die ,,Zemes Bankas« (Landbank)
zu 96 v. H» die »Kooperacijos Bankas«

(Zentrale Genossenschaftsbank) zu 83,3

·v.H., zwei der größten Druckereien,
und zwar die »Nytas« (Druckereigesell-
schaft in Memel) zu 51,2 v. und die

,,Spindulys« (Staatsdruckerei)«mit 90,73
v. Der Staat ist weiter beteiligt an der

Schlachthausgesellschast ,,Maistas«
mit 88 v.H., an den »Lietuvos Cukrus«

(Zuckersabriken) mit 45 v. H., an der

,,Z u vis« (Fischereigesells«chaft)mit 99,2
v. H» an der ,,S t a t h b a« (Baugesell-
schaft mit 87,5 v. H., weiter am M e-

meler Holzsyndikat mit 76 v..H.,
an der ,,A uto" (Verkehrsgesellschaft) mit

60 v.H., an der Firma Bisdom und
S o h n in Memel mit 100 v. und

schließlichan der ,,Lietuvos Dies-
butis« Hotel Metropol) mit 100 v.
und am auener Tiergarten mit

20 v. Jm Besitz des Staates befinden
sich außerdem noch die Pfandbriefe der

,,Zemes Bankas". Der Staat beaufsichtigt
weiter so wichtige Wirtschaftsunternehmun-
gen wie den Milchverwertungsverband
,,P i e n o r e n tr a s«, den landwirtschaft-
lichen Genossenschaftsverband,,L i e t u kis«
uam. Einige Wirtschaftsunternehmungen
sind unmittelbar vom Staat gegründet
worden, wie die Schiffahrtsgesellschaft
,,B a l t i sch e r L l o c) d«, die Elektrizitäts-
gesellschaft,,E le k t r a« usw., bei denen die

Beteiligung des Staates mehr als die

Hälfte des Kapitals beträgt.

Deutsch-polnischeBesuche
Ende Januar traf General Daluege

in Begleitungeines deutschen Polizeioffiziers
zu einem privaten Besuch in Warschau ein.
General Daluege folgte der Einladunug des
Kommandanten der polnischen Staats-

polizei, General Kordjan-Zamorski. — Von

MinisterpräsidentHermann Gtsring hatte
die polnische Presse gemeldet, daß er, wie

schon mehrfach, nach Polen fahren werde,
um im Urwald von Bialowicz zu jagen-
Demgegenüberist festzustellen, daß ein

solcher Besuch vorerst nicht stattfinden wird.
— Anfang Februar fuhr eine Kommission
des Neichsverkehrsrninisteriumsunter Füh-
rung des Staatssekretärs Kleinmann

zu einem mehrtägigen Besuch nach Polen·
Es wurden u. a. die neuen Verkehrsanlagen
in Warschau, vor allem der Neubau des

dortigen Hauptbahnhofes, besichtigt- Bei
einem Besuch in einem Salzbergwerk
ereignete ein für die Gastgeber
peinlicher Unglücksfall; bei einer Fahrt
auf dem unterirdischen See dieses Berg-
werkes geriet der Prahm mit den deutschen
Gästen ins Sinken. Die ganze Gesellschaft
fiel ins Wasser.
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Bücher über den Osten
Wir Schlesier! Von Alfred Pudelko·

Edwin Runge Verlag, Berlin 1937. 238 Seiten
mit 105 Karten und Zeichnungen. Preis
5,— RIIL — Pudelko hat mit dieser Schrift,
die als Band 15 der Reihe »Deutsches Volk«
erschienen ist, eine gute und volkstümliche Ein-

führung in die schlesische Landes- und Volks-

kunde geliefert. Als Schlesien wird in der

Schrift nicht die Provinz dieses Namens,
sondern das schlesischeStammesgebiet, das nach
allen Seiten weit über die Grenzen der Provinz
hinausreicht, verstanden. Dadurch erhält die

Darstellung einen weiteren, vom Volkstum ge-

zogenen Rahmen, der die geschichtUchenEreig-
nisse- kulturellen Leistungen und wirtschaftlichen
Tatsachen Schlesiens in einem anderen Lichte
erscheinen läßt, als die übliche, sich an die staut-
Hchen Grenzen haltende Betrachtungsweise. Bei
der Beschreibung der schlesischen Landschaft
wendet der Verfasser besondere Aufmerksamkeit
den geopolitischen Kräften zu, deren Wirksam-
keit er an der politischen und der Kriegs-
geschichte verfolgt. Das geschichtlicheWerden

des schlesischenStammesraumes wird von der

Vorzeit bis in die Gegenwart hinein verfolgt,
wobei den für die Entstehung del· schlesischell
Kulturlandschaft wichtigen Zeitspannen, nämlich
der ostgermanischen Zeit, der Blütezeit der

deutschen Wiederbesiedlung und dem Uebergange
Schlesiens aus der Habsburgischen Herrschaft in

den PreußischenStaat, besondere Beachtung ge-

schenkt wird. Vielseitig und aufschlußreirhsind
die Kapitel, die sich mit der geistigen Leistung
des schlesischen Stammes befassen, auf der die

eigentliche gesamtdeutsche Bedeutung dieses
Stammes, der selber niemals zu eigener staat-
licher Entwicklung gelangt ist, beruht. Man

begegnet in den Kapiteln, die diese Frage be-

handeln, gar manchem bedeutenden Sproß des

schlesischen Stammes, den man sonst als

Sachsen, Posener, Pomtnern, Ostpreußen usw.
bezeichnet zu finden pflegt. Knapper, aber nicht
minder inhaltsreich sind die Abschnitte, die die

schlestsche Stammesart und Mundart, das

Brauchtum usw., die Grundlagen und die Ent-

wicklung der schlesischen Wirtschaft behandeln.
Jm ganzen ist die Arbeit Pudelkos wohl die

beste der volkstümlichen Schriften, die eine gute
Kenntnis des Schlesiers, seines Landes und

seiner Geschichte vermitteln. Dt.K.

Kampf in Böhmen. Von Hans Krebs.
Volk und Reich Verlag, Berlin 1938. 228 Sei-
ten. Preis Leinen 7,50 NNT — Die erste
Auflage dieses Buches erschien im Jahre 1936.

Die vorliegende Auflage ist um einige seltene
Photos bereichert worden; ferner sind eine

Ueberstcht über die Gemeindewahlen im sudeten-
deutschen Gebiet und ein Personenoerzeichnis
aufgenommen worden. Das Buch behandelt im

wesentlichen die Geschichte der Deutschen
Nationalsozialistischeu Arbeiterpartei in der

Tscherho-Sloroakei. Die Darstellung reicht aber,
um die geistigen Grundlagen dieser deutschen
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Erneuerungsbewegung zu erfassen, bis in die

Mitte des 19. Jahrhunderts zurück. Die beiden

wesentlichen Erkenntnisse, die das Buch ver-

.n1ittk[k, sind die: Seit über 90 Jahren ist das

Verlangen nach territorialer Selbstverwaltung
eine unabdingbare Forderung des Sudeten-

deutschtums, deren Erfüllung die wesentlichste
Voraussetzung für eine Befriedung der volks-

politischen Verhältnisse in Böhmen, Mähren
und Schlesien ist. Und: vieles von dem national-

lvzialistischenGedankengut, das heute zum Ge-

meinbesitzdes deutschen Volkes geworden ist, hat
seinen geistigen Ursprung an den Volksgrenzen
genommen und ist im Kampf mit fremdem
Volkstum zuerst politisch erprobt worden. Dr. K.

Obersrhlesien. Um Annaberg und Teschen.
Von Friedrich Lange. Verlag Grenze
und Ausland, Berlin 1937. 96 Seiten und

39 Abbildungenaus Tafeln. Preis kartoniert

2-40 RM« — Es ist die Absicht des Ver-

fassers, ,,Großoberschlesien«,d. h. Westober-
lchlksiekb Ostvbekschlefien,das Hultschiner Länd-
chen und das zwischen Polen und Tschecho-
Slowakei aufgeteilte Teschener Schlesien, als
eine Einheit erscheinen zu lassen· Jn den ein-

zelnen Kapiteln behandelt der Verfasser die

Landschaft, die Menschen, die Geschichte, die

Wirtschaft und die Kulturarbeit dieses Naumes

Der Gedanke ist richtig und die Absicht ver-«
dienstooll. Doch muß festgestellt werden. daß
der Verfasser zu sehr an der Oberfläche haften
bleibt, um die Frage nach der Einheit dieses
Raumes überzeugend beantworten zu können.

Am wenigsten kann das befriedigen, was er über

die geschichtlich begründete oolkspolitische Eigen-
art sagt, die das wesentliche Element einer ge-

wissen Einheitlichkeit in der Struktur der fünf
Teile des Landes »um Annaberg und Teschen«
bildet. Von Hultschin ist nur am Rande die

Rede. Das reiche Material, das Kurt Wirt
in seinem Buche »Die Teschener Frage« zu-

sammengetragen hat, hätte weit besser ausge-
wertet werden können. Die geschichtliche, füh-
rende und tragende Rolle des Deutschtums, die

den eigentlich verbindenden Faktor im Charakter
der fünf Teile bildet, kommt nicht genügend zum
Ausdruck Das Vordringen der national-

polnischen Bewegung, das sich im Teschener
Schlesien in ähnlichen Formen wie im Ober-

schlesien der Vorkriegszeit vollzogen hat, hätte
dargestellt werden müssen. Die nationalen und

soziologischen Grundlagen der industriellen Ent-

wicklung hätten gleichfalls als ein verbinden-

des Element herausgestellt werden können. Die

IRitteilungen über die »Kulturarbeit« sind recht
dünn und lassen gleichfalls die Erwähnung
gewisser gemeinsamer Grundlagen, die in den

fünf Teilen vorhanden sind, außer Betracht.
Die gegenwärtige volkspolitische Situation des

Deutschtums in Ostoberschlesien wird mit allzu
großer Zukunftshoffnung behandelt; die ent-

sprechende Situation im Teschener Schlesien
kommt überhaupt nicht«-zurSprache. Das ge-



schichtlicheVerhältnis zwischen Deutschtum und

Polentum wird durch die allzu -rosige Brille
des mißverstandenenGewaltverzichtspaktes von

1934 betrachtet. Jm ganzen muß man sagen,
daß das Problem, dessen Behandlung die Bro-

schüregewidmet ist, nicht erschöpftword-EiI«. .

The Memel statute. Its Origin, Legal
Nature, and Observation to the Present

Day. Von Thorsten V. Kalijarvi.
Verlag Robert Hale, London 1937. 255 Seiten.
— Die vorliegende Arbeit des amerikanischen
Völkerrechtslehrers ist bereits vor einiger Zeit
in einer von Dr. Margarete Gärtner besorgten
deutschen Uebersetzungerschienen. Sie wurde s. Z.
an dieser Stelle bereits ausführlich besprochen
(»Ostland« Nr.9s1937, Seite 166 ff.). Der

Verfasser arbeitet klar die kulturpolitische Be-

deutung des Memelstatutes, dessen Zweck es ist,
das deutsche Memelgebiet vor der litauischen
Ueberfremdung zu sichern, heraus. Er hebt
die eindeutigen, für Deutschland sprechenden
Willensbekundungen der memelländischen Be-

völkerunghervor. Unter sorgfältiger Wertung
aller auf diese Frage bezüglichenDokumente

stellt der Verfasser fest, daß die Anerkennung
der im Memelstatut verankerten Autonomie die

Voraussetzung für die Uebertragung der

Souveränität über das Memelgebiet an Litauen

gewesen ist und daß die Nichtbeachtung dieser
Autonomie die ernste Frage aufwerfen muß,
ob Litauen nicht etwa der Souveränität und

seiner Rechte in Memel verlustig geht. Ein-
deutig tritt der Verfasser auch der These ent-

gegen, daß die Autonomie das "Ergebnis eines

freiwilligen und einseitigen Aktes der litauischen
Regierung gewesen ist. Er stellt vielmehr fest,
daß die Autonomie Memel »zu einer politischen
und gesetzmäßigenEinheit macht, die ihre Rechte
und Machtbefugnisse nicht von Litauen, sondern
aus Abkommen und Statut erhält«, und daß
die Souveränität Litauens über Memel nur

unter internationalen Bedingungen ausgeübt
werden kann. Der Verfasser läßt, indem er

eine Verstärkung des Genfer Einflusses auf die

Garantie der memelländischenAutonomie befür-
wortet, freilich außer Betracht, daß sich die

politische Struktur Europas und die Methoden
der Sicherstellung völkischer Rechte seit der

Zeit, in der das Memelstatut geschaffen wurde,
weitgehend geändert haben. Die Tatsache aber,
daß in der tiefgründigen Arbeit eines amerika-

nischen Gelehrten den litauischen Verdrehungs-
künsten,die sich am Memelstatut erproben, ent-

gegengetreten wird, verdient allgemeine Be-

achtung. r. .

Ostpreußische Frauen erleben den Krieg.
Zusammengestellt von Maria Lahrs und

Helene B. Schultze. Verlag Gräfe und

Unzer, KönigsbergsPr. 1937. 64 Seiten.

Preis 2,— RM. — Jn sieben kleinen Ge-

schichten erzählen hier ostpreußische Frauen
Erlebnisse aus der Zeit der Russeneinfälle. Die

Erzählerinnen sind Katarina B o t s k y , Hilde
B o rk , Dora Eleonore B e h r e n d , Clara

Hannsen, Adda von Königsegg,

Erminia von Olfers und Gertrud Papen-
dick. Die Leiden der Russenzeit, in der große
Teile der Provinz Ostpreußen von der Be-

völkerung geräumt werden mußten, und das

stille, aufopfernde Heldentum, das die Frauen
des Grenzlandes in dieser Notzeit bewiesen,
wird in den Erzählungenwieder lebendig. Dr. K.

Jm Wandel des Jahres. Gedichte von

Hans Niekrawieiz. Verlag »Der Ober-

schlesier«,Oppeln 1937. 31 Seiten. Preis
1,-— RM· — Hans Niekrawitz hat si durch
die im gleichen Verlage erschienenen edicht-
bände »Strophen von heut«, »Oderlieder«,
»Bauern- und Bergmannsgesänge« und beson-
ders »Kantate OS« in der Reihe der jüngeren
schlesischen Dichter bereits einen Namen ge-
macht. Jhm wurde der Schlesische Literatur-
preis für 1937 verliehen. Selten sind, wie
Gauleiter Wagner bei der Verleihung des

Preises ausführte, Land und Leute Oberschlesiens
in einer so knappen Form so liebevoll und über-

zeugend geschildert worden wie in den Gedichten
dieses oberschlesischenDichters. Das gilt auch
für seinen neuen Gedichtband, der erneut Zeug-
nis für das reife dichterische Schaffen dieses
oberschlesischenKleinbauernsohnes ablegt. Dr. K.

Oderlieder. Von Hans Niekrawietz.
Verlag »Der Oberschlesier«, Oppeln 1938·

47 Seiten. Preis 1,— RM. — Daßfdieser
Gedichtband schon nach kurzer Zeit in zweiter,
durch eine Reihe neuer Gedichte erweiterter

Auflage erscheint, beweist die Durchschlagskraft
der Verse dieses oberschlesischen Dichters. Die
Verse sind der Oder gewidmet, diesem ost-
deutschen Strom, den bis dahin kaum einer der

deutschen Dichter entdeckt hat. Dr. K.

Erlebte Lieder. Von K a rl F r e i h e r r

v o n M a n t e u f se l gen. Zoege-Katzdangen.
2. vermehrte Auflage. J. Lehmanns Ver-

lag, München-Berlin 1938. 538 Seiten. Preis
Leinen 6,— RM. — Mit Versen, die tiefe und

leichte, ernste und heitere Gedanken aussprechen,
hat Manteuffel-Katzdangen einen stattlichen
Band gefüllt. Die Verse sind der Frage nach
dem Verhältnis des Menschen zu Gott, zur
Natur und zum Leben gewidmet. Sie haben
das Volk, die Kunst, die Heimat und die Ferne
und die Liebe zum Thema. Dr. K-.

Ein starkes Leben. Konrad Krez, der

deutsche Freiheitskämpfer,Dichter und General
in Nordameri a. oman von Ludwig
Finkh. Deutscher Volksverlag, München
1936. 384 Seiten. Preis 6,50 RM. — Konrad

Krez ist einer der vielen Deutschen, die in der

Zeit zwischen dem Befreiungskrieg und der 48er

Revolution ihr Leben für den Gedanken des

Deutschen Reiches gegen die Gewalt der

Territorialfürsten in die Schanze schlugen und

vor den Verfolgungen der Machthaber den Weg
in die neue Welt antreten mußten, wo sie zu

Ruhm und Ansehen gelangten und bestimmenden
Einfluß auf den Aufstieg der Vereinigten
Staaten nahmen. Schon als Knabe wächst
Konrad Krez politisch über den engen Gesichts-
kreis seiner pfälzischen Vaterstadt Landau hin-
aus. Schon als Schüler atmet er die Luft des
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kämpferischen großdeutschen Denkens. Als
Student zieht er mit einem Freikorps in den

Freiheitskampf der Schleswig-Holsteiner gegen
die Dänen, wird er später eine der jugendlich
treibenden Kräfte der 48er Revolution, gehört
er zu den Gefolgsmannen Blums und Heckers
und verbindet ihn Frendschaft mit dem groß-
deutsch fühlenden Schweizer Conrad Ferdinand

eher. Wegen Teilnahme an der Nevolution
verurteilt, geht er über das große Wasser,
gerät dort in den Strudel der politischen
Kämpfe und wird während der Sezessionskrieges
einer der vielen deutschen Führer der Nord-
staaten gegen die Südstaaten. Er stirbt als
einer der höchsten Beamten der Vereinigten
Staaten, bis zu seinem Tode in Liebe und Treue
an seinem deutschen Vaterland festhaltend. Er
war einer der ersten, die den Versuch unter-

nahmen, das völkische Selbstbewußtsein der

Amerika-Deutschen zu stärken, deren Stolz auf
die im Dienste der neuen Heimat vollbrachten
Leistungen zu wecken und diesen Deutschen den

ihnen gebührenden Platz im politischenLeben
der Staaten zu erringen. Die Lebensgeschichte
des Konrad Krez weitet sich in der meisterhasten
Darstellung Ludwig Finkhs zu einer Geschichte
des Kampfes um ein größeres Deutschland und

zu einer Geschichte der deutschen Leistungen in
den Vereinigten Staaten. Sein Denken und

Dichten gehörte nur Deutschland, wenn später
sein Handeln auch der neuen Heimat gehörte-
Jm alten Vaterland war Konrad Krez ver-

gessen, war einer der unbekannten Ausland-

deutschen geworden; auf dem Schlachtfeld von
Vicksburg aber hat ihm seine neue Heimat ein
Denkmal errichtet. Ludwig Finkh hat ihn durch
sein Buch seinem alten Vaterlande wieder-

gegeben, ihn, den Kämpfer um die deutsche Frei-
heit, den nordamerikanischen General und den

Dichter, von dem die unvergeßlichen Verse
stammen, die von der Tragik und der Treue
der Auslanddeutschen sprechen: »Kein Baum

gehörte mir von deinen Wäldern, mein war

kein Halm auf deinen Roggenfeldern, und

schutzlos ha du mich hinausgetrieben, weil ich
in meiner ugend nicht verstand, dich weniger
und mehr mich selbst zu lieben, — und dennoch
lieb ich dich, mein Vaterland.« Dr. K-

Die Jakobsleiter. Von Ludwig Finkh
Deutscher Volksverlag, München 1920.

247 Seiten. — Wie in anderen seiner
vielgelesenen Bücher so hat Ludwig Finkh
auch in dieser Erzählung den Werdegang
einiger junger schwäbischerMenschen geschildert,
die sich durch manche Irrungen zu einer sie er-

füllenden Lebensaufgabe durchringen. Viele

volkserzieherischeund -erneuernde Gedanken sind
in diese freundliche Erzählung hineingewoben·
Jmmer wieder verweist der Dichter in den Ge-
sprächen seiner Personen auf die Ursprünge des

völkischen Lebens, auf die Kraft, die einem

Volke aus seiner Vergangenheit erwächst, auf
die Schäden, die der deutsche Mensch an seiner
Seele erleidet, wenn ihn ein individualistisches
Denken und Wirtschaften aus der gewachsenen
Verbundenheit mit seinem Boden und seiner
Gemeinschaft herausreißt. Diese immer das

Schicksal des deutschen Volkes im Auge behal-
tende Erzählerkunst hat den Büchern Finkhs
ihre große, die deutsche Erneuerungsbewegung
fördernde Wirkung gegeben. Dr.K.

Deutsches Archiv für Landes- und Volks-

forschung. Herausgegeben von Prof. Dr. A.

Brackmann, Prof. Dr. H. Hassinger,
Prof. Dr. Fr. Metz, Schriftleitung: Dr. E.

Meynen. Verlag S. Hitzel, Leipzig. Preis
des Jahrgangs (4 Heste) 20,— RM. — Der

erste Jahrgang des ,,Deutschen Archive« liegt
nunmehr vor und läßt die Pläne erkennen, die

seine Herausgeber durch diese Gründung ge-

stalten wollen. Das «Deutsche Archiv« soll
dazu dienen, die Forschungsarbeit über das

deutsche Volkstum darzustellen. Darüber hin-
aus wird den Beziehungen des deutschen Volks-
tums zum fremden Volkstum Beachtung ge-
schenkt. Der vorliegende erste Jahrgang 1937

spiegelt auf 1060 Seiten die verschiedenartigste
Gestaltung des deutschen Volkstums wider.

Kartenbeilagen unterstreichen die Darstellung
auf das beste. Die Namen der Herausgeber und

die zahlreichen Mitarbeiter bürgen für den

wissenschaftlichen und volkspolitischen Wert

dieser neuen Zeitschrift. Benninghaus..

Ostraum-Berichte. Herausgegeben vom Ost-
europa-Jnstitut Breslau. Schrift-
leitung Oskar Eugen G ü n t h e r. Verlag
Priebatschs Buchhandlung, Breslau. — Die

,,Jahrbücher für Kultur und Geschichte der

Slawen« und der »Zeitschrist für osteuropäisches
Recht« werden durch die «Ostkaum-Bkkichte«
nach der Wirtschaftsseite hin ergänzt. Die seit
1935 in loser Folge erscheinenden ,,Berichte«
bringen im wesentlichen aus der Feder des Mit-

arbeiterkreises des Osteuropa-Jnstitutes in Bres-
lau eingehende Darstellungen wirtschaftlicher,
wirtschaftsgeographischer, siedlungs- und geo-

politischer Probleme der Oststaaten. Polen und

Sowjetrußland stehen im Mittelpunkt der Be-

trachtung· Darüber hinaus wird auch den

erwähnten Fragen der Donauländer Beachtung
geschenkt.
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